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3Vorwort

Vorwort

Deutschland hat mit der Energiewende eine der größten, selbstgewählten Herausfor-
derungen der Zukunft in Angriff genommen. Sie ist nichts weniger als der Versuch, 
die Energieversorgung, die gegenwärtig überwiegend auf der Nutzung fossiler Roh-
stoffe basiert, weitgehend auf erneuerbare Energien umzustellen. Das Ziel ist es, eine 
nachhaltigere, sicherere und bezahlbare Energieversorgung zu gewährleisten. Für 
diese Zielsetzung gibt es einen breiten gesellschaftlichen Konsens. Diese Transforma-
tion einer erfolgreichen Industrienation wird auch im Ausland interessiert verfolgt. 

Das vorliegende Dokument ist keine politische Bewertung der Energiewende oder 
deren Ziele. Das Augenmerk liegt auf der Analyse von Effekten, die durch einzelne 
Maßnahmen im Gesamtsystem entstehen. Diese systemische Sichtweise eröffnet 
eine neue Perspektive auf den „Maschinenraum“ der Energiewende. Sie erlaubt es zu 
fragen, ob eine gewählte Maßnahme im Gesamtsystem die in sie, häufig aus isolierter 
Betrachtung heraus, gesetzten Erwartungen erfüllt oder ob unerwünschte und unvor-
hergesehene Effekte auftreten. Letztere können die Wirksamkeit einer spezifischen 
Maßnahme bezüglich der Ziele der Energiewende beeinflussen.

Nach Überzeugung der Autoren ist eine möglichst genaue Kenntnis dieser syste-
mischen Wechselwirkungen die Grundvoraussetzung, um die Energiewende durch 
Maßnahmen so zu gestalten, dass ihre Ziele möglichst effizient und effektiv erreicht 
werden. Diese systemorientierte Sichtweise der Analyse kann helfen, zukünftige An-
passungen der Energiewende verstärkt auf Ziele auszurichten und unnötige Belastun-
gen oder unerwünschte Effekte zu vermeiden.

Prof. Dr. Ferdi Schüth
Leiter Ad-hoc-Gruppe „Regelungsgeflecht im Energiesystem“
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6 Zusammenfassung

Zusammenfassung

Ein funktionierendes Energiesystem ist die Grundlage für eine moderne Industriena-
tion. Ein vertieftes Verständnis der systemischen Zusammenhänge bildet wiederum 
die Basis für eine erfolgreiche Energiepolitik hinsichtlich ihrer formulierten Ziele, 
nämlich Nachhaltigkeit, Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit. 

Die Entwicklung des Energiesystems wird dabei von komplexen Wechselwirkungen 
verschiedener Entscheidungen, Maßnahmen und Akteure beeinflusst. Viele dieser 
Entscheidungen und Maßnahmen sind jeweils mit einer klaren Zielstellung, aber aus 
einer eingeschränkten Perspektive heraus geplant und implementiert worden. Sie 
werden in der Regel jedoch nicht der Komplexität der Wechselwirkungen innerhalb 
des Systems gerecht.

Im Ergebnis greifen die bestehenden und neuen Mechanismen, in Kombination mit 
den diversen Akteuren, häufig überraschend ineinander und ergeben neuartige, un-
vorhergesehene Situationen, die den beabsichtigten Effekt einer Maßnahme abschwä-
chen, ins Gegenteil verkehren oder in eine vollständig andere Richtung lenken. 

Wesentliche Wirkmechanismen des aktuellen Energiesystems – insbesondere das 
europäische Emissionshandelssystem und die gesetzliche Förderung erneuerbarer 
Energien im Stromsektor sowie Kostenallokation, Rebound-Mechanismen, Bilanz-
räume, die Kopplung von Energiepreisen und die unterschiedliche Speicherbarkeit 
von Energieträgern – werden im Folgenden näher beschrieben. Es ist allerdings nicht 
Anspruch dieser Analyse, alle Wirkmechanismen darzustellen.

Anhand einer Reihe von Beispielen, an denen Effizienzverluste aufgrund der unter-
schiedlichen Mechanismen besonders deutlich werden, wird die Interaktion dieser 
Mechanismen aufgezeigt. So werden durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
regenerative Energien in Deutschland gefördert, unter anderem mit dem Ziel, CO2-
Emissionen einzusparen. Weil das Europäische Emissionshandelssystem (ETS) den 
europäischen Emissionen jedoch bereits eine effektive Obergrenze setzt, werden diese 
Emissionen jedoch lediglich in andere Bereiche (Länder und Wirtschaftssektoren) 
verschoben, der beabsichtigte Effekt wird nicht erreicht.

Für dieses und weitere Beispiele werden im Folgenden die Mechanismen dargestellt 
und ihre Wechselwirkung untereinander beschrieben. Die entstehenden Effekte wer-
den erläutert und im Sinne der obigen energiepolitischen Zieltrias analysiert. Je nach 
Beispiel können die nicht-beabsichtigten Effekte eine wirtschaftliche, technische oder 
soziale Dimension aufweisen oder mehrere Dimensionen miteinander kombinieren.
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Abkürzungen

AusglMechV Ausgleichsmechanismusverordnung

BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft

CDM Clean Development Mechanism, Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung

EEG Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien, kurz Erneuerbare-Energien-Gesetz 

EEX European Energy Exchange (Börse)

EFTA European Free Trade Association, Europäische Freihandelsassoziation

ESYS Energiesysteme der Zukunft

ETS Emission Trading System, Emissionshandelssystem

EU Europäische Union

ICE Intercontinental Exchange (Börse)

JI Joint Implementation, Gemeinschaftsreduktion

KWK Kraft-Wärme-Kopplung 

NAP National Allocation Plan, nationaler Zuteilungsplan

Phelix Physical Electricity Index, Stromindex

PV Photovoltaik

StromNEV Stromnetzentgeltverordnung

ÜNB Übertragungsnetzbetreiber

VNB Verteilnetzbetreiber

Einheiten und physikalische Größen

E Energie

€ Euro

€ct Eurocent

g Gramm (Masse)

G Giga (Präfix) = Milliarden

h Stunde (Zeit)

k Kilo (Präfix) = Tausend

l Liter (Volumen)

m Meter (Länge)

M Mega (Präfix) = Millionen

t Tonne (Masse)

T Tera (Präfix) = Billionen

P Leistung

W Watt (Leistung)

Wh Wattstunde (Energie)

WhWärme Wattstunde Wärme (Energie)

WhREG Wattstunde regenerative (Energie)

Wp Watt Peak (Leistung)
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1. Einleitung

Ein funktionierendes Energiesystem ist 
die elementare Grundvoraussetzung für 
die Befriedigung individueller und gesell-
schaftlicher Bedürfnisse in einer moder-
nen Industrienation und bildet eine der 
Grundlagen für nachhaltigen Wohlstand. 

Das Energiesystem ist hochkomplex 
– entstanden und sich ständig ändernd 
durch einen kombinierten politisch-wirt-
schaftlich-gesellschaftlich-technischen 
Prozess. Gesetzgeberische oder regulato-
rische Maßnahmen versuchen steuernd in 
dieses System einzugreifen und bestimmte 
politische Leitlinien und Zielsetzungen zu 
etablieren. Neben dem technischen Auf-
bau ist das Energiesystem insbesondere 
durch die wirtschaftlich-regulatorischen 
Rahmenbedingungen und die Interakti-
onen der verschiedenen Akteure geprägt. 
So steigt im Zuge der Energiewende die 
Zahl der miteinander wechselwirkenden 
Akteure (viele dezentrale Produzenten 
statt wenige große Energieversorger, Un-
ternehmen, die dezentrale Produzenten 
aggregieren etc.) und damit der Grad der 
Vernetzung und die Interdependenz zwi-
schen den Akteuren.

Der Komplexität des Systems wird 
in der Ausgestaltung von Maßnahmen oft 
nur unzureichend Rechnung getragen. 
Dies erschwert es erheblich, die Effekte 
einer Maßnahme auf andere Bereiche des 
Energiesystems a priori zu identifizieren 
und quantitativ abzuschätzen. 

Dies gilt insbesondere für solche 
Effekte, die nicht im Fokus der Maßnah-
me stehen. So treten in der Umsetzung 
häufig nicht-intendierte Effekte auf, die 
unter Umständen dazu führen, dass die 

geplante Zielsetzung verfehlt wird, Kon-
flikte zu anderen Zielsetzungen offenbar 
werden oder die relative Bedeutung der 
Akteure in dem System sich sprunghaft 
ändert.

Ein gegebenes Energiesystem führt 
aus seiner Struktur heraus zu einer De-
facto-Priorisierung von Zielsetzungen. 
Unter den gegebenen Bedingungen wer-
den bestimmte Zielvorgaben relativ zu 
den anderen mehr oder weniger erreicht. 
Dies ist häufig unabhängig davon, ob po-
litisch explizit eine Priorisierung vorge-
nommen wurde. 

Die vorliegende Analyse hat zum 
Ziel, anhand einer Reihe von Beispielen 
dafür zu sensibilisieren, dass die Zusam-
menhänge – auf technischer, wirtschaft-
licher, rechtlicher und gesellschaftlicher 
Ebene – so vielfältig und komplex sind, 
dass Eingriffe in das System vielfach den 
gewünschten Effekt nicht oder nicht voll-
ständig erzielen oder sogar ins Gegen-
teil verkehren. Außerdem werden häu-
fig nicht-intendierte Folgen in anderen 
Bereichen ausgelöst. In Kenntnis dieser 
Komplexität und der Durchdringung der 
Zusammenhänge könnte eine bessere 
Steuerung des Energiesystems möglich 
werden, besonders in einer Phase star-
ker Veränderungen, wie wir sie derzeit in 
Deutschland erleben.

Zunächst werden die Ziele, denen 
eine Energie(system)politik dienen kann, 
kurz dargestellt und reflektiert. Es werden 
dann für den Zweck dieses Papiers sechs 
Ziele formuliert, von denen die Autoren 
annehmen, dass sie von Politik und Ge-
sellschaft für wesentlich gehalten werden 
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und die durch die Struktur des Energie-
systems erreicht werden sollen. Eine sol-
che Zielsetzung ist niemals unumstritten, 
auch die Gewichtung der Ziele wird von 
verschiedenen Akteuren unterschiedlich 
vorgenommen. Eine separate Analyse, 
die sich mit dem Problem der Zielformu-
lierung beschäftigt, wird im Rahmen des 
Akademienprojektes „Energiesysteme der 
Zukunft“ vorbereitet.1 Auf die hier ange-
nommenen Ziele sind aber offenbar viele 
Maßnahmen ausgerichtet. In jedem Falle 
führt der Versuch, mehrere konkurrieren-
de Ziele zu erreichen, typischerweise zu 
Konflikten. 

Darauf folgend werden die wich-
tigsten Wirkmechanismen im Energie-
system und ihre Auswirkungen nach dem 
gegenwärtigem Stand beschrieben. Die 
isolierte Betrachtung einzelner Wirkme-
chanismen ist zum Verständnis hilfreich, 
wenn auch die Komplexität des Energie-
systems im Wesentlichen durch die Ver-
zahnung der verschiedenen Wirkmecha-
nismen entsteht.

Diese Verzahnung und die dar-
aus entstehenden – zum Teil kontrain-
tuitiven – Wirkungen von Maßnahmen 
werden dann anhand von ausgewählten 
Beispielen aus unterschiedlichen Berei-
chen des Energiesystems dargestellt. Bei 
der Auswahl der Beispiele wurde dar-
auf geachtet, dass die Zusammenhänge 
trotz ihrer Komplexität möglichst deut-
lich werden. Darüber hinaus decken die 
Beispiele nicht nur den Bereich der elek-
trischen Energie ab, der derzeit im Vor-
dergrund der Diskussion steht, sondern 
adressieren auch die Themen Wärme 
und Mobilität. 

Die Liste der Beispiele ist sicher-
lich unvollständig, und die Diskussion 
erhebt nicht den Anspruch, den jeweili-
gen Sachverhalt abschließend zu behan-
deln. Allerdings beleuchten die Beispiele 

1 Umbach 2015.

schlaglichtartig die komplexen Zusam-
menhänge und zeigen die wirkenden Me-
chanismen in ihrer Wechselwirkung. Sie 
verdeutlichen somit die komplexen Sys-
temzusammenhänge im Energiesystem 
und die Notwendigkeit, Eingriffe in dieses 
System mit größter Sorgfalt zu planen und 
Folgen auch jenseits der Sphäre des un-
mittelbaren Eingriffs zu berücksichtigen. 
Die Beispiele werden in ihren Wirkungen 
auf die verschiedenen Ziele des Energie-
systems jeweils als neutral, positiv oder 
negativ bewertet.
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Das Energiesystem ist jenseits der rein 
technischen Ebene eine komplexe Struk-
tur, beeinflusst durch ökonomische, 
rechtliche und gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Regelungen, die seine 
Ausgestaltung bestimmen, Entwicklungs-
möglichkeiten eröffnen, aber auch zu in-
neren Widersprüchen und Zielkonflikten 
führen. 

Wenn klare Ziele formuliert sind, 
kann ein Energiesystem darauf hin ana-
lysiert werden, ob es dazu dient, die er-
klärten Ziele der Energiepolitik zu errei-
chen. Allerdings ist fraglich, wie präzise in 
Deutschland und auch auf europäischer 
Ebene die Ziele der Energiepolitik formu-
liert sind. Im Rahmen des gemeinsamen 
Projektes der wissenschaftlichen Akade-
mien2 „Energiesysteme der Zukunft“ wird 
diese Zielsetzung der Energiepolitik in 
dem Dokument mit dem Titel „Priorisie-
rung der Ziele“ ausführlich charakterisiert 
und analysiert.3 Selbstverständlich muss 
berücksichtigt werden, dass eine eventuell 
vorgenommene politische Priorisierung 
der Ziele immer abhängig von ökono-
mischen Gegebenheiten und politischen 
Wahrnehmungen und damit niemals sta-
tisch ist. Daher sollte ein Energiesystem 
idealerweise adaptionsfähig sein.

Das vorliegende Dokument legt sei-
nen Schwerpunkt auf eine Analyse der Ef-
fekte, die energiepolitische Maßnahmen 
und Gegebenheiten des Energiesystems 
bezüglich der offiziell formulierten Zie-
le der Energiepolitik (energiepolitische 

2 Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, aca-
tech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, 
Union der deutschen Akademien der Wissenschaften.

3 Umbach 2015.

Trias oder energiepolitisches Zieldrei-
eck), nämlich Versorgungsicherheit, Kli-
ma- und Umweltverträglichkeit sowie 
Wirtschaftlichkeit/Bezahlbarkeit (im Fol-
genden weiter präzisiert in jeweils zwei 
Teilziele), entfalten. 

Jedem der einzelnen Ziele kann 
man unter kompletter Vernachlässigung 
der jeweils anderen Ziele nahekommen. 
Zwar sind auch Maßnahmen vorstellbar, 
die zur gleichzeitigen Erreichung aller Zie-
le beitragen, in der Praxis wirken jedoch 
häufig Maßnahmen, die die Realisierung 
eines Ziels erlauben, negativ in Bezug auf 
die anderen Ziele. Im Sinne einer Gesam-
toptimierung müssen daher Kompromis-
se in kleinerem oder größerem Umfang 
eingegangen werden. Ein Beispiel dafür 
ist der Ausbau von Wind- und Solarener-
gie, um CO2-Emissionen zu reduzieren – 
allerdings zu erhöhten Kosten gegenüber 
fossilen Energietechnologien.

Die Bewertungen der Effekte ein-
zelner Wirkmechanismen (vergleiche 
Kapitel 3) werden in den Steckbriefen 
(vergleiche Kapitel 5) für jedes der Ziele 
im energiepolitischen Zieldreieck in Be-
zug auf jeweils zwei von den Autoren als 
prioritär gesehene Teilziele qualitativ vor-
genommen. Dadurch wird insgesamt ein 
Sechseck, wie in Abbildung 1 dargestellt, 
mit folgenden Teilzielen aufgespannt: 
„Systemstabilität“ und „Verfügbarkeit von 
Energierohstoffen“ für die „Versorgungs-
sicherheit“, „Klimaschutz“ und „Ressour-
censchutz“ für „Klima- und Umweltver-
träglichkeit“ sowie „Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie“ und „Bezahlbarkeit für den 
Endverbraucher“ für das Ziel „Wirtschaft-
lichkeit/Bezahlbarkeit“.

2. Die Ziele von Maßnahmen im Energiesystem
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A bbildung 1: Schemati sche Darstellung der Analyse einer Maßnahme bezüglich der Ziele des energiepoliti schen 
Zieldreiecks. Die Ausgangssituati on ist durch das zentrale schwarze Sechseck gegeben. Das eingeschriebene und 
das äußere graue Sechseck stellen Verschlechterungen beziehungsweise Verbesserungen in Bezug auf den Aus-
gangszustand dar. Die qualitati ven Eff ekte der Maßnahme sind durch farbige Pfeile gekennzeichnet. Rote Pfeile, die 
in das Zentrum zeigen, stellen eine Verschlechterung des betrachteten Parameters dar, während grüne Pfeile, die 
nach außen zeigen, eine Verbesserung des Parameters anzeigen. In diesem Beispiel führt die Maßnahme zu einer 
Verbesserung der betrachteten Parameter Systemstabilität und Klimaschutz, aber gleichzeiti g zu einer Verschlechte-
rung bei den Parametern der Bezahlbarkeit für den Endverbraucher und der Verfügbarkeit von Energierohstoff en. Die 
Maßnahme hat keinen Einfl uss auf die Parameter Ressourcenschutz und die Wett bewerbsfähigkeit der Industrie. Die 
Darstellung soll lediglich die Richtung eines Eff ekts illustrieren und ist nicht quanti tati v zu interpreti eren.

Klimaschutz 

Klima- und
Umweltverträglichkeit

Ressourcenschutz

Systemstabilität

Versorgungssicherheit

Verfügbare
Energierohstoff e

Bazahlbarkeit für
den Endverbraucher

Wirtschaft lichkeit/
Bezahlbarkeit

Wett bewerbsfähigkeit
der Industrie

Klima- und
Umweltverträglichkeit

Versorgungssicherheit
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3. Relevante Mechanismen im Energiesystem

Autoren sind sich aber bewusst darüber, 
dass das Energiesystem von zahlreichen 
Akteuren geprägt ist, deren Verhalten 
die Entwicklung stark beeinflussen kann. 
Diese Einflüsse zu analysieren, bleibt al-
lerdings einer späteren Veröffentlichung 
vorbehalten, in der insbesondere die ge-
sellschaftlichen Gesichtspunkte verstärkt 
in die Analyse einbezogen werden.

Außerdem sollte berücksichtigt 
werden, dass die im Folgenden disku-
tierten Effekte häufig vereinfachend als 
monokausal (wenn A dann B) dargestellt 
werden. Aufgrund der Komplexität des 
Systems müssen aber in den meisten 
Fällen weitere Bedingungen erfüllt sein 
beziehungsweise es gelten Ceteris-pari-
bus-Klauseln („unter sonst gleichen Be-
dingungen“). Hierauf wird nicht geson-
dert hingewiesen.

Das Energiesystem ist von einer hohen 
Komplexität und durch die Interaktion 
von technischen, wirtschaftlichen, regula-
torischen und gesellschaftlichen Zusam-
menhängen gekennzeichnet. In diesem 
Kapitel werden wichtige Wirkmechanis-
men und ihre Auswirkungen allgemein 
beschrieben. Tabelle 1 verknüpft die ver-
schiedenen Mechanismen mit den Berei-
chen, in denen sie vornehmlich angesie-
delt sind und wirken. 

Die Liste der Mechanismen erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
denn das primäre Ziel dieser Darstellung 
ist die Sensibilisierung für die Komplexität 
des Systems. Der Fokus der vorliegenden 
Analyse liegt vornehmlich auf den tech-
no-ökonomischen Aspekten des Energie-
systems, da hier Kausalzusammenhänge 
besonders deutlich sichtbar werden. Die 

Mechanismus Regulatorisch Technisch Wirtschaftlich Gesellschaftlich

Europäisches Emissionshan-
delssystem (ETS) X

Gesetz für den Vorrang Er-
neuerbarer Energien (EEG) X

Speicherbarkeit X

Tarife/Kostenallokation X X

Bilanzräume X X

Kopplung der Energiepreise X X

Rebound-Effekte X X X

Tabelle 1: Übersicht über die diskutierten Wirkmechanismen.
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3.1 Europäisches 
Emissionshandelssystem 

Das Europäische Emissionshandelssys-
tem (Emissions Trading System, ETS) ist 
der zentrale Mechanismus zur Erreichung 
der Emissionsziele innerhalb der Europä-
ischen Union (EU). Sie wurden im Rah-
men des Kyoto-Protokolls (verabschiedet 
1997, in Kraft getreten 16.02.2005) ver-
einbart.4 Die Emissionsziele berücksichti-
gen verschiedene Treibhausgase.5

Der zentrale Prozess des Emissi-
onshandels ist das sogenannte „cap and 
trade“: Es wird jährlich nur eine begrenz-
te Anzahl an Emissionszertifikaten zuge-
wiesen oder versteigert.6 Als direkte Folge 
ist die Höchstmenge (Cap) der erlaubten 
Emissionen von Treibhausgasen inner-
halb des Handelssystems festgelegt. Ein 
Emissionszertifikat (kurz: Zertifikat) er-
laubt die Emission von einer Tonne CO2 
oder der entsprechenden Menge an ande-
ren Treibhausgasen. Die im Emissions-
handel eingebundenen Akteure können 
diese Zertifikate innerhalb einer festge-
legten Handelsperiode frei untereinander 
handeln (Trade). Jeder Anlagenbetreiber 
muss für seinen Ausstoß an Treibhausga-
sen die entsprechende Menge an Zertifi-
katen vorweisen, die dann dem Handel 
entzogen werden, sonst werden Strafzah-
lungen7 fällig. Der damit festgelegte Preis 
für die Emission führt dann dazu, dass 
jene emissionsmindernden Maßnahmen, 
die günstiger sind als der zu erwartende 
äquivalente Zertifikatepreis, umgesetzt 
werden.

4 UNO 1997.
5 Die Liste der Treibhausgase umfasst (im Fettdruck: 

Gase, die im ETS während der dritten Phase berück-
sichtigt werden): Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), 
Distickstoffoxid/Lachgas (N2O), Teilhalogenierte 
Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW/HFC), Perfluorier-
te Kohlenwasserstoffe (FKW/PFC), Schwefelhexa-
fluorid (SF6), Stickstofftrifluorid (NF3).

6 Die Versteigerungen werden über die akkreditierten 
Börsen European Energy Exchange (EEX) in Leipzig 
oder ICE Futures Europe, London, abgewickelt.

7 40 €/tCO2 in der ersten Handelsperiode, 100 €/tCO2 ab 
der zweiten Handelsperiode.

Das ETS wird in Handelsphasen ge-
gliedert. An der ersten Phase des Handels-
systems von 2005 bis 2007 nahmen der 
Energiesektor (Strom und Wärme) sowie 
einige energieintensive industrielle Prozesse 
teil. Die Menge an Zertifikaten wurde in Ab-
sprache mit den Stakeholdern auf Basis na-
tionaler Allokationspläne (NAP) festgelegt 
und zugeteilt. Das führte zu einer deutlichen 
Überallokation an Zertifikaten. Der Zertifi-
katepreis fiel am Ende der Handelsperiode 
auf null, da die Zertifikate nicht in die zweite 
Phase übertragen werden konnten.

Die verifizierten Emissionen der ers-
ten Phase bildeten die Basis für die Alloka-
tion in der zweiten Phase (2008 bis 2012). 
Die kostenlose Zuteilung erzeugte be-
trächtliche Zusatzgewinne für die betroffe-
nen Unternehmen.8 Einige Staaten verstei-
gerten die verbliebenen Zertifikate. Außer 
den EU-Mitgliedsstaaten nehmen ab der 
zweiten Phase auch die Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Freihandelsassoziation 
(EFTA) am ETS teil.Die Emissionen kön-
nen darüber hinaus durch zugeteilte oder 
zugekaufte Zertifikate innerhalb des ETS 
oder durch internationale Klimaschutzan-
strengungen kompensiert werden.9

Der Flugverkehr wurde Anfang 
2012 in das ETS integriert. Er erhält 85 
Prozent der Zertifikate auf Basis von 97 
Prozent der historischen Emissionen kos-
tenlos zugeteilt. Es werden aktuell nur 
Flüge innerhalb des Geltungsbereichs des 
ETS berücksichtigt. Die Einbeziehung des 
Schiffsverkehrs in das ETS ist noch nicht 
erfolgt. Der Vorschlag der entsprechenden 
Verordnung vom 28.6.2013 (COM(2013) 
480 final) ist noch nicht in Kraft getreten.10

In der dritten Phase des ETS (2013-
2020) müssen Anlagen aus dem Energie-

8 Öko-Institut/WWF 2011.
9 Der Clean Development Mechanism (CDM) adressiert 

Aktivitäten in Entwicklungsländern, während Joint 
Implementation (JI) Aktivitäten in Industrieländern 
berücksichtigt.

10 EU 2013-1.
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sektor sämtliche Zertifikate kaufen, sofern 
sie nicht unter Sonderregelungen fallen.11 
Industrieanlagen erhalten 80 Prozent der 
Zertifikate auf Basis der 10 Prozent der effi-
zientesten Anlagen eines Prozesses (Bench-
marking) zugeteilt. Dieser Anteil reduziert 
sich um 7,14 Prozent-Punkte jährlich auf 
30 Prozent bis 2020.12 Für energieintensive 
Industrieanlagen im internationalen Wett-
bewerb werden weiterhin Zertifikate in 
Höhe des jeweiligen Benchmarks kosten-
frei zugeteilt.13 Industrieanlagen mit einer 
Leistung über 20 MW sind emissionshan-
delspflichtig.14 Außerdem ist ein Großteil 
der Grundstoffindustrie emissionshandels-
pflichtig.15 In Abbildung 2 ist eine schema-
tische Übersicht über die betroffenen Sek-
toren dargestellt. Die kostenlose Allokation 
von Zertifikaten für die energieintensive 
Industrie in Deutschland hat in der Ver-
gangenheit die Emissionen deutlich über-
stiegen. So wurde von 2008 bis 2012 ins-
gesamt ein Zuteilungsüberschuss von rund 
101,3 Millionen Zertifikaten erreicht.16 

Die zweite Phase litt unter einer er-
heblichen Überallokation an Zertifikaten. 
Für die dritte Phase wurde die Anzahl der 
Zertifikate um 6,5 Prozent reduziert und 
eine jährliche Abnahme um 1,74 Prozent 
eingeführt. Diese Maßnahmen konn-
ten jedoch den Rückgang der Nachfrage 
durch die schwierige wirtschaftliche Situ-
ation der Teilnehmerstaaten nicht kom-
pensieren. Beim Übergang von der zwei-
ten in die dritte Phase (2012/2013) wurde 

11 Für Anlagen unter 25 MW Feuerungsleistung sind 
Ausnahmen möglich. In Sonderfällen können auch dem 
Energiesektor kostenlose Zertifikate zugeteilt werden, 
wenn gleichzeitig mindestens äquivalente Investitionen 
im Energiesektor vorgenommen werden. Für die Be-
reitstellung von Wärmeleistung können auch weiterhin 
Zertifikate kostenlos allokiert werden.

12 EU 2011.
13 Ausnahmen gibt es für Anlagen, um das „Carbon Leaka-

ge“, das heißt die Abwanderung energieintensiver In-
dustriezweige aus dem ETS, zu verhindern. Anlagen, die 
den Benchmarkwert einhalten, erhalten die Zertifikate 
vollständig kostenlos zugewiesen. Schlechtere Anlagen 
erhalten proportional weniger kostenfreie Zertifikate.

14 Ausgenommen sind Anlagen, die hauptsächlich 
Biomasse, Siedlungsabfälle und gefährliche Stoffe zur 
Verbrennung einsetzen.

15 EU 2012-1.
16 DEHSt 2013.

das Problem der Überallokation beson-
ders akut. Insgesamt sind aktuell rund 
zwei Milliarden Zertifikate mehr im ETS, 
als für die jährlichen Emissionen benötigt 
werden.17, 18 Der aktuelle Überschuss ent-
spricht in etwa der jährlichen Emissions-
menge der im ETS erfassten Anlagen. Der 
Zertifikatepreis lag in den ersten Jahren 
des ETS zwischen 10 und 20 €/t CO2, ak-
tuell liegt er bei ca. 5 €/t CO2.

Um den Zertifikatepreis zu sta-
bilisieren, werden 900 Millionen Zer-
tifikate zeitlich versetzt in den Markt 
eingebracht.19, 20 Dieser Vorgang („back-
loading“) reduziert nicht die Gesamt-
menge an Zertifikaten in einer Handels-
periode, sondern verschiebt nur deren 
zeitlichen Eintrag in das Handelssystem. 

Das ETS erfasst gegenwärtig rund 
53 Prozent der Treibhausgasemissionen in 
Europa. Eine tabellarische Übersicht über 
die ETS-Handelsperioden ist in Tabelle 5 
im Tabellenanhang zusammengestellt. 

Das ETS erfüllt seine Funktion in 
der Regulierung der CO2-Emissionen in-
nerhalb der berücksichtigten Sektoren. 
Durch das Handelssystem wird ein Preis 
für die Emission von CO2 definiert und 
der durch den Cap gesetzte Deckel an Ge-
samtemissionen wird eingehalten.

Soll das ETS hingegen über die reine 
Emissionsreduktion hinaus auch Innova-
tionsanreize zur Entwicklung von emissi-
onsarmen Technologien geben, so ist ange-
sichts der Überallokation von Zertifikaten 
und des damit einhergehenden geringen 
Preises der Zertifikate unklar, ob das ETS 
derzeit diese zusätzliche Steuerungswir-
kung entfaltet. Ein reformiertes Marktde-
sign des ETS könnte diese Steuerungswir-
kung über den Zertifikatepreis verbessern.

17 EU 2014-1.
18 EU 2012-2.
19 EU 2013-2.
20 EU 2014-2.
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Auswirkungen und Effekte

• Eine Erhöhung der Emissionen in einem am Emissionshandel beteiligten Sektor führt nicht zu einer 
Erhöhung der Gesamtemissionen im ETS, da diese durch das Cap gedeckelt sind, sondern zu einer 
Erhöhung des Zertifikatepreises. Umgekehrt führen geringere Emissionen ebenfalls nur zu einem ge-
ringeren Zertifikatepreis. 

• Ein hoher Zertifikatepreis führt dazu, dass emissionsintensive Anlagen sich relativ verteuern. Umge-
kehrt ist in Zeiten schwacher wirtschaftlicher Dynamik ein niedriger Zertifikatepreis zu erwarten und 
emissionsintensive Anlagen sind weiterhin relativ konkurrenzfähig. Das Handelssystem führt mit dem 
Cap nicht nur zu einer oberen Grenze an Emissionen, sondern de facto auch zu einer unteren Grenze. 
Mit dem Cap wird eine höhere Menge an Gesamtemissionen ebenso wie eine deutlich niedrigere 
Menge verhindert.

• Dies führt prinzipiell zu einem stabilisierenden Effekt für die Wirtschaft innerhalb der ETS-Zone, da Zu-
satzbelastungen in Form hoher Zertifikatepreise eher in Zeiten starker wirtschaftlicher Dynamik anfallen, 
die dann einen Anreiz für die Investitionen in emissionsärmere Technologien geben. Im Falle einer asym-
metrischen wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb der ETS-Zone treten lokal unterschiedliche Effekte auf.

• Ein Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien führt ebenfalls zu einem niedrigeren Zer-
tifikatepreis und emissionsintensive Technologien bleiben weiterhin wettbewerbsfähig. Der Ausstieg 
aus der Kernenergie hat keine Auswirkungen auf die Gesamtemissionen im ETS, führt aber zu einer 
Erhöhung des Zertifkatepreises, da die Kraftwerksleistung zumindest teilweise durch fossile Kraftwer-
ke kompensiert werden muss. 

• Das ETS sorgt für gleiche Bedingungen für die Teilnehmer innerhalb des Systems. Gegenüber Wettbewer-
bern außerhalb des ETS haben diese jedoch einen Wettbewerbsnachteil. Dies gilt sowohl im internatio-
nalen Wettbewerb als auch innerhalb des geografischen Wirkungsradius des ETS, wenn zum Beispiel ein 
Sektor nur teilweise durch das ETS erfasst ist. So nehmen die Kraftwerke des elektrifizierten Schienenver-
kehrs am ETS teil, während der private Automobilverkehr nicht eingebunden ist und der Flugverkehr fast 
alle Zertifikate kostenlos zugeteilt bekommt. Eine starke Nachfrage nach Zertifikaten aus Sektoren, die 
nur innerhalb des Gültigkeitsrahmens des ETS im Wettbewerb zueinander stehen, hat einen Einfluss auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der Industriezweige, die im externen Wettbewerb stehen.

3.2 Förderung der Erneuerbaren 
Energien (EEG)

Viele Länder fördern den Ausbau der er-
neuerbaren Energien durch spezielle In-
strumente. In Deutschland übernimmt 
das Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien, kurz Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) seit 2000 diese Funktion. 
Die gegenwärtig gültige Fassung ist seit 
August 2014 in Kraft.21 Das EEG garan-
tiert den vorrangigen Anschluss und die 
Abnahme von Strom aus erneuerbaren 
Energien sowie eine technologiespezifi-
sche Vergütung. 

21 EEG 2014.

Das EEG hat als erklärte Ziele, eine 
nachhaltige Entwicklung der Energiever-
sorgung unter Verringerung der volks-
wirtschaftlichen Kosten zu unterstüt-
zen, fossile Ressourcen zu schonen und 
Technologien zur Erzeugung von Strom 
aus erneuerbaren Energien weiterzuent-
wickeln.

Hintergrund ist die Verpflichtung 
Deutschlands im Rahmen des Kyoto-Pro-
tokolls, den Anteil an erneuerbaren Ener-
gien in der Stromversorgung bis 2050 auf 
80 Prozent auszubauen.22

22 UNO 1997.
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Abbildung 2: Übersicht der Sektoren im Emissionshandelssystem (ETS). Die Sektoren, die durch blau hinterlegte Symbole 
dargestellt werden, nehmen am ETS teil. Im Energiesektor nehmen Kraftwerke in vollem Umfang am Emissionshandel 
teil, soweit sie nicht mit Biomasse oder Abfällen befeuert werden. Im Verkehrssektor ist der elektrifizierte Schienenver-
kehr über seine Kraftwerke ebenfalls eingebunden. Im Flugverkehr sind nur Flüge innerhalb des ETS-Gebiets betroffen. 
Hierfür werden auf Basis von 97 Prozent Emissionen der Jahre 2004-2006 Zertifikate im Umfang von 85 Prozent kostenlos 
zugeteilt. Der energieintensive Industriesektor nimmt am Emissionshandel teil und erhält 80 Prozent der Zertifikate auf 
Basis eines Benchmarks, der jeweils 10 Prozent effizientesten Prozesse, kostenlos zugeteilt. Dieser Anteil sinkt im Laufe der 
dritten Handelsperiode auf 30 Prozent. Energieintensive Produktionsprozesse, deren internationale Wettbewerbsfähigkeit 
durch die zusätzlichen Kosten des Emissionshandels gefährdet wäre, erhalten die benötigten Zertifikate weiterhin kosten-
los. Haushalte und Gewerbe sind nicht direkt im ETS eingebunden.

Ein Vergütungsanspruch besteht, 
wenn der Anlagenbetreiber seinen ge-
samten erzeugten Strom mit Ausnahme 
des Eigenbedarfs dem Netzbetreiber zur 
Verfügung stellt. Der Anlagenbetreiber 
kann seinen Strom auch direkt vermark-
ten. Die Vergütung wird durch den Zeit-
punkt der Inbetriebnahme bestimmt und 
für die folgenden 20 Kalenderjahre ge-
zahlt.

Entscheidet sich ein Anlagenbetrei-
ber für die Direktvermarktung, so erhält er 
eine Marktprämie, die sich aus der Diffe-
renz des durchschnittlichen Strompreises 
zur EEG-Vergütung für die entsprechende 
Technologie ergibt, zuzüglich einer Ma-

nagementprämie. Der Anlagenbetreiber 
erzielt höhere Einnahmen durch die Di-
rektvermarktung, wenn es ihm gelingt, 
seinen Strom zu einem höheren Preis als 
dem durchschnittlichen Preis in dem Re-
ferenzmonat zu verkaufen. 

Das EEG legt technologiespezifi-
sche Vergütungssätze fest, die prinzipiell 
für kleinere Anlagen höher liegen als für 
größere Anlagen. Abhängig von den spe-
zifischen technischen Herausforderun-
gen oder Einsatzstoffen können die Ver-
gütungssätze bei einigen Technologien 
angepasst werden. Die Vergütungssätze 
unterliegen einer technologieabhängigen, 
jährlichen Degression. 

Transport

Strom und Wärme Haushalt und Gewerbe

Industrie

Sektor nimmt nicht am ETS teil

Sektor nimmt am ETS teil und ist vollständig integriert Sektor nimmt nur teilweise am ETS teil. Für den Sektor 
gelten Sonderregelungen

Strom Gas Kohle Abfall Biomasseinternationaler
Wettbewerb Öl
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Für den Ausbau der Photovoltaik 
und der Windenergie an Land wurden 
Zubaukorridore (sogenannte „atmende 
Deckel“) eingeführt. Die Vergütung er-
höht sich, wenn die Ausbauziele im Vor-
jahr nicht erreicht wurden und verringert 
sich, wenn diese überschritten wurden. 
Damit erfolgt eine dynamische Förderung 
des Zuwachses angepasst an die Erzeu-
gungskapazitäten. Weiterhin kann die 
Stromerzeugung aus Biogasanlagen unter 
bestimmten Bedingungen durch eine Fle-
xibilitätsprämie zusätzlich gefördert wer-
den. Die Vergütung des Stroms aus Neu-
anlagen kann ebenfalls abgesenkt werden, 
wenn die Strombörse für Stundenkont-
rakte über mindestens sechs aufeinander-
folgende Stunden negative Strompreise 
notiert.

Die Netzbetreiber können sich die 
gezahlten Vergütungen und Prämien ab-
züglich der Einnahmen aus dem Verkauf 
des EEG-Stroms vom Endverbraucher 
erstatten lassen. Diese sogenannte EEG-
Umlage wird pro Kilowattstunde (kWh) 
gelieferten Stroms erhoben. Sie kompen-
siert die Differenz zwischen der im Gesetz 
zugesagten Vergütung und dem durch-
schnittlichen Strompreis. Die Höhe der 
Umlage wird auf Basis einer Prognose der 
Übertragungsnetzbetreiber im Voraus für 
das kommende Jahr berechnet.

Sonderregelungen gelten für den 
elektrifizierten Schienenverkehr (Bahn und 
Straßenbahnen) und die stromintensive In-
dustrie sowie Eigenverbraucher. Stromer-
zeugung für den Eigenbedarf wird mit einer 
reduzierten Umlage belastet (gegenwärtig 
mit 30 Prozent der Umlage), wenn keine 
Sonderregelungen greifen. Da die Umlage 
anteilig auf alle Stromverbraucher umge-
legt wird, führt die Begrenzung der EEG-
Umlage für einige Verbraucher zu einem 
höheren Beitrag, der von den anderen Ver-
brauchern kompensiert werden muss. Ab-
bildung 3 zeigt schematisch die Einbindung 
der verschiedenen Sektoren in das EEG.

Eine ausführliche Analyse und Be-
wertung des EEG bezüglich seiner Position 
und Wirkung im europäischen Binnen-
markt aus ökonomischer Sicht ist durch 
das gemeinsame Projekt der wissenschaft-
lichen Akademien „Energiesysteme der 
Zukunft“ durchgeführt worden und in der 
Stellungnahme „Die Energiewende euro-
päisch integrieren – Neue Gestaltungsmög-
lichkeiten für die gemeinsame Energie- und 
Klimapolitik“ hinterlegt.23 Eine Bewertung 
des juristischen Rahmens des EEG wurde 
durch das Akademienprojekt „Energiesys-
teme der Zukunft“ unter dem Titel „Recht-
liche Rahmenbedingungen für die Reform 
der Förderung erneuerbarer Energien in 
Deutschland“ durchgeführt.24, 25

23 Leopoldina/acatech/Akademienunion 2015.
24 Wolfrum 2014.
25 ÜNB 2014.

 
Auswirkungen und Effekte

• Das EEG leistet einen maßgeblichen Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren Energien zur Energieerzeu-

gung (vgl. Tabelle 6 und Tabelle 7 im Tabellenanhang).

• Dies erfolgt allerdings zu hohen Kosten: Insgesamt wurden über das EEG Vergütungen im Umfang von 

über 95 Milliarden Euro für insgesamt knapp 1000 TWh Strom (Zeitraum 2000-2012, nominal) ausgezahlt 

(vergleiche Tabelle 8 im Tabellenanhang). 2013 betrug die Höhe der Vergütungen 19,37 Milliarden Euro.25

• Der Ausbau der erneuerbaren Energien durch das EEG hat zu einer deutlichen Erhöhung des Stromdarge-

bots geführt, was den Strompreis an der Börse für Großverbraucher deutlich gesenkt hat. In der Folge ist 

jedoch die EEG-Umlage gestiegen, was zu höheren Kosten für Klein- und Privatverbraucher geführt hat.
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Auswirkungen und Effekte

• Die Kosten des Energiesystems werden nicht verursachungsgerecht als fixe oder variable Kosten im 
Endkundenpreis widergespiegelt.

• Die Fixkosten fallen für die Bereitstellung der Infrastruktur des Energiesystems an, von der alle Ver-
braucher profitieren, unabhängig von der genutzten Energiemenge. 

• Daraus entstehen betriebswirtschaftliche Anreize, die volkswirtschaftlich kontraproduktiv sein kön-
nen. Maßnahmen, wie zum Beispiel der verstärkte Eigenverbrauch von selbst erzeugtem Photovolta-
ikstrom, sind aus Sicht des Erzeugers, der gleichzeitig auch Verbraucher ist, sinnvoll. 

• Dies führt jedoch zu einer relativen Verlagerung der Fixkosten auf alle anderen Verbraucher, obwohl 
der Erzeuger auch weiterhin von den Systemdienstleistungen und dem Netz profitiert. 

• Eine lokale Optimierung führt daher zu einer Verschiebung der Kostenanteile zwischen den verschie-
denen Verbrauchern und ist nicht gleichbedeutend mit einer Optimierung des Gesamtsystems.

Abbildung 3: Betroffene Sektoren unter den Regelungen des EEG. Der elektrifizierte Schienenverkehr unterliegt 
besonderen Regelungen, ebenso wie die energieintensive Industrie. Haushalte, Handel und Gewerbe sowie nicht-
energieintensive Industrie unterliegen den normalen Regelungen des Gesetzes.

3.3 Tarife/Kostenallokation im 
Energiemarkt

Das Energiesystem leidet unter einer Dis-
krepanz zwischen den Anforderungen 
der Kostenstruktur der Bereitstellung von 
Energiedienstleistungen und der Preisbil-
dung für den Verbraucher. Der Verbraucher 
rechnet seine Energiekosten verbrauchsab-

hängig ab. Sie sind daher zum Beispiel 
durch Energieeffizienzmaßnahmen beein-
flussbar. Auf der anderen Seite wird die 
Kostenstruktur der Energiebereitstellung 
im Wesentlichen durch Fixkosten bestimmt 
(Investitionskosten in Anlagen und Netze 
sowie staatliche Abgaben), unabhängig da-
von, ob es sich um konventionelle oder er-
neuerbare Energiebereitstellung handelt.

Transport

Strom und Wärme Haushalt und Gewerbe

Industrie

Sektor ist von den Regelungen des EEG nicht betroffen

Sektor unterliegt den Regelungen des (EEG) Sektor unterliegt nur teilweise den Regelungen des EEG.
Es gelten Sonderregelungen

Strom Gas Kohle Abfall Biomasseinternationaler
Wettbewerb Öl
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vom betrachteten Bilanzraum abhängig 
ist.

Der Begriff „Bilanzraum“ ist hierbei 
nicht ausschließlich geografisch zu ver-
stehen. Ein Bilanzraum kann auch durch 
wirtschaftliche Sektoren, Finanzierungs-
regeln, Rechtsprechung, Zeiträume oder 
andere Strukturen definiert werden, so-
lange innerhalb des betrachteten Raumes 
die gleichen Regeln bezüglich der gewähl-
ten Betrachtung gelten.

3.4 Definition des Bilanzraums

Eine klare Definition des Bilanzraums ist 
eine zentrale Voraussetzung für die an-
gemessene Bewertung jeder Maßnahme. 
Eine bestimmte Maßnahme kann Effek-
te über den betrachteten Bilanzrahmen 
hinaus entfalten, die nicht immer er-
wünscht sind. Dies gilt insbesondere für 
die Definition von Zielsetzungen, da die 
Antwort auf die Frage, mit welcher Maß-
nahme die Zielsetzung erreichbar ist, 

 
Auswirkungen und Effekte

• Im ETS möchte man das sogenannte „carbon leakage“ vermeiden, also die Abwanderung der ener-
gieintensiven Industrie aus dem Gültigkeitsraum des ETS. Die von dieser Industrie verursachten Emis-
sionen würden dann nicht mehr dem Cap unterliegen und somit vollständig zusätzlich anfallen. Damit 
hätte man zwar erfolgreich Emissionen innerhalb des ETS gemindert, global wäre man diesem Ziel 
aber nicht näher gekommen. Die Situation würde sich sogar verschlechtern, wenn die Produktion am 
neuen Standort eine höhere Energieintensität bei gleicher CO2-Intensität pro Energieeinheit oder eine 
höhere CO2-Intensität bei gleicher Energieintensität aufwiese.

• Der Anbau von Energiepflanzen kann zu einer Erhöhung der CO2-Emissionen führen, wenn zum Bei-
spiel für den Anbau Wälder gerodet werden müssen (Landnutzungsänderungen).26

• Bei der Substitution von Werkstoffen muss der Energieverbrauch entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette berücksichtigt werden (Life-Cycle-Analysis), da manche Produktions- oder Nutzungsschritte 
sehr energieintensiv sein können, wie zum Beispiel die Herstellung von Aluminium oder Carbonfasern 
als Ersatz für Stahl im Automobilbau.

3.5 Kopplung der Energiepreise
26

Verschiedene Energieträger können ver-
schiedene Funktionen an unterschiedli-
chen Stellen des Energiesystems wahrneh-
men. So wird Öl primär für die Mobilität 
in Form von Kraftstoffen verwendet, wäh-
rend Erdgas für den Wärmemarkt eine 
zentrale Rolle spielt. Uran und Kohle 
finden wiederum die Hauptanwendung 
in der Stromerzeugung. Strom selbst, als 

26 Bei vielen Prüfzertifikaten, zum Beispiel nach der 
Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige 
Herstellung von Biokraftstoffen (Biokraftstoff-Nachhal-
tigkeitsverordnung – Biokraft-NachV), wird dies in den 
Kriterienkatalogen heute bereits berücksichtigt.

exergetisch hochwertigste Energieform, 
findet sich in zahlreichen Anwendungen, 
in denen er nicht zu ersetzen wäre.

Die Anwendungen der einzelnen 
Energieträger werden durch die relativen 
Preise und die zur Verfügung stehenden 
Technologien für die Nutzung der jewei-
ligen Energieträger bestimmt. In den Be-
reichen der Strom- und Wärmeerzeugung 
sind prinzipiell alle Energieträger ein-
setzbar und im Rahmen der bestehenden 
Infrastruktur austauschbar. Welche Ener-
gieträger zum Einsatz kommen, hängt im 
Wesentlichen von der jeweiligen Preis- 
und Infrastruktur ab. 
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Auswirkungen und Effekte

• Die Preisstruktur in den Energiemärkten ist durchaus variabel (vergleiche Abbildung 4). So führt die 
gegenwärtige Entwicklung im Bereich des Schiefergases in den USA zu einer Transformation des Ener-
giesystems hin zu Gas und weg von der (jetzt relativ teuren) Kohle. Diese erhöhte Nachfrage reguliert 
jedoch den Gaspreis wieder nach.

• Die Energieträger sind fundamental durch ihren jeweiligen Energiegehalt miteinander verknüpft und 
vergleichbar. Durch die Austauschbarkeit der Energieträger für die Stromerzeugung ist auch immer 
automatisch ein preislicher Referenzrahmen gegeben. Dies hat sich in der Vergangenheit sogar in Ver-
trägen zur Gaslieferung formalisiert, in denen der Gaspreis explizit an den Ölpreis gekoppelt wurde. 
Umgekehrt führt jedoch ein hoher Anteil von Strom aus erneuerbaren Energien zu einer Minderung 
des Preisdrucks auf fossile Energierohstoffe. Dies sollte in Szenarien, in denen eine hohe Durchsetzung 
des Energiesystems mit erneuerbaren Energien, insbesondere auf globaler Ebene, angenommen wird, 
berücksichtigt werden.

3.6 Speicherbarkeit von 
Energieträgern

27

Die Energieträger unterscheiden sich nicht 
nur in ihrem Energiegehalt, sondern auch 
darin, wie einfach sie zu speichern sind. 
Prinzipiell sind feste, flüssige und auch gas-
förmige Energieträger praktisch verlustfrei 
über unbegrenzte Zeiträume gut speicher-
bar. Fossile Energieträger bilden daher 
auch das Rückgrat der strategischen Spei-

27 BDEW 2013-1.

cherung, um einen eventuellen Liefereng-
pass ausgleichen zu können. Aufgrund der 
hohen Energiedichte und der Handhabbar-
keit eignen sich insbesondere flüssige Stof-
fe für den Einsatz in mobilen Systemen. Im 
Gegensatz dazu ist Strom aufgrund der ge-
ringen Energiedichte der Speichermedien 
oder geografisch limitierter Standorte heu-
te nur mit relativ hohem Kostenaufwand, 
mit signifikanten Verlusten und nur in be-
grenztem Umfang speicherbar. 

Abbildung 4: Preisentwicklung fossiler Energieträger.27
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Auswirkungen und Effekte

• Strom muss mit seiner Bereitstellung unmittelbar genutzt werden. Im Falle einer starken Einspeisung 
von Strom aus volatilen erneuerbaren Quellen sinkt der Wert des angebotenen Stroms. Im Gegensatz 
zu den fossilen Energieträgern ist der Strompreis auf einer Zeitskala von 15 Minuten (Spotpreis) volatil, 
streng genommen sogar auf einer Sekundenzeitskala, wenn man die Primärregelenergie betrachtet. 
Diese Preisschwankungen sind prinzipiell gute Voraussetzungen für den Einsatz von Stromspeichern, 
da diese mit einer hohen Zyklenzahl Preisschwankungen ausnutzen könnten. Jedoch würde der ver-
stärkte Ausbau von Stromspeichern zu einer verstärkten Nachfrage des volatilen Stroms und damit zu 
einer Verringerung der Preisdifferenzen von Hoch- und Tiefpreisen (Spread) führen, die wiederum die 
Wirtschaftlichkeit der Speicher gefährdet. 

• Die Speicherung von Strom in Speichermedien und dessen spätere Wiedereinspeisung verläuft über 
eine Umwandlungskette, wobei jeder Umwandlungsschritt mit Verlusten verbunden ist. Je mehr Um-
wandlungsschritte erfolgen, desto teurer und verlustreicher wird im Allgemeinen die gesamte Spei-
cherkette. In der Regel wird daher der Netzausbau zur direkten Nutzung von sonst überschüssigem 
Strom – zum Beispiel aus Wind oder Sonne – günstiger als die Speicherung von Strom sein.

• Der gegenwärtige Stand der Entwicklung von effizienten Stromspeichern für die Nutzung von Strom 
aus erneuerbaren Energien ist unbefriedigend, aber von zentraler Bedeutung für die weitere Ausge-
staltung der Energiewende.

3.7 Mechanismen, die zu Rebound-
Effekten führen

Der Begriff „Rebound-Effekt“ beschreibt 
die nicht vollständige Ausschöpfung von 
Steigerungen der Effizienz von Ener-
gietechnologien oder gar Erhöhung des 
absoluten Energieverbrauchs trotz Stei-

gerung von Effizienz. Ursache hierfür 
sind eine ganze Reihe unterschiedlicher 
Mechanismen aus den verschiedensten 
Bereichen, die den möglichen Energie-
einsparungseffekt abschwächen. Gerade 
im Bereich der Rebound-Effekte ist das 
Nutzerverhalten von entscheidender Be-
deutung.

 
Auswirkungen und Effekte

• Beispielsweise entfalten Programme zum Austausch alter Kühlschränke durch effiziente neue Geräte 
nicht ihre maximale Wirkung, da die neuen Kühlschränke häufig größer dimensioniert werden oder 
der alte Kühlschrank wird im Keller zusätzlich weiterbetrieben.

• Einige Untersuchungen setzen die Reduzierung der eigentlich erwarteten Energieeinsparung durch 
Rebound-Effekte im Energiebereich bei bis zu 30 Prozent an.28,29

28 Galvin 2013.
29 Madlener 2013.
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4. Zusammenspiel verschiedener Wirkmechanismen

• Die öffentliche Diskussion um den 
Netzausbau entspricht nicht dem auf 
verschiedenen Ebenen entstehenden 
Aufwand

• Elektromobilität führt – anders als 
häufig diskutiert – nicht zu einer 
Erhöhung der CO2-Emissionen im 
Stromsektor

4.1 Ziele des EEG stehen nicht im 
Einklang mit den Effekten, die 
durch die Förderung der dezent-
ralen Photovoltaik entstehen

Das EEG enthält den Mechanismus in 
Deutschland zur Förderung der erneu-
erbaren Energien. Das EEG hat nach §1 
EEG zum Ziel, eine nachhaltige Entwick-
lung der Energieversorgung zu ermögli-
chen, die volkswirtschaftlichen Kosten zu 
verringern, fossile Energieressourcen zu 
schonen und die Weiterentwicklung von 
Technologien zur Erzeugung von Strom 
aus erneuerbaren Energien zu fördern.30 

Durch das EEG wird geregelt, dass 
eine Stromerzeugungsanlage auf Basis 
erneuerbarer Energien an das Stromnetz 
angeschlossen werden muss und der er-
zeugte Strom genießt Einspeisevorrang. 
Der Betreiber erhält eine garantierte 
technologiespezifische Vergütung/Markt-
prämie, abhängig von dem Jahr der Inbe-
triebnahme und der Größe der Anlage.

Durch diese Regelungen ist ein 
starkes Wachstum in dem Bereich der er-
neuerbaren Stromerzeugung entstanden. 
Ein besonders ausgeprägtes Wachstum 

30 EEG 2014.

In den folgenden Abschnitten wird das 
Zusammenspiel der verschiedenen Wirk-
mechanismen exemplarisch an zwei Bei-
spielen untersucht. Dabei ergeben sich 
Konstellationen, die entweder dem antizi-
pierten Effekt zuwiderlaufen, bedeutende 
nicht-intendierte Wirkungen entfalten, 
oder es werden Maßnahmen identifiziert, 
die sinnvoll wären, um ein bestimmtes Ziel 
zu erreichen, dennoch aber nicht ergriffen 
werden. Die beiden folgenden Unterkapitel 
stellen exemplarisch die Vorgehensweise 
bei der Analyse der diversen Problemstel-
lungen vor. Es folgen in Kapitel 5 „Steck-
briefe“ zu diesen beiden und weiteren Bei-
spielen in schematisch strengerer Form. 
Die dort behandelten Themen sind:

• Ziele des EEG stehen nicht im Ein-
klang mit den Effekten, die durch die 
Förderung der dezentralen Photovol-
taik entstehen

• Betrieb von elektrischen Wärmepum-
pen wird durch die EEG-Umlage un-
rentabler

• Sinkende Börsenpreise an der Strom-
börse kommen nicht beim privaten 
Endverbraucher an

• Ausbau der Photovoltaik verteilt Be-
lastungen und Gewinne ungleich

• Photovoltaik-Ausbau reduziert Wirt-
schaftlichkeit von Stromspeichern 
(Pumpspeicherkraftwerke)

• Ausbau kleiner dezentraler KWK-
Anlagen (Kraft-Wärme-Kopplung) 
erhöht die CO2-Emissionen

• Förderung erneuerbarer Energien er-
höht die Laufzeit von Kohlekraftwerken

• Ausbau von Photovoltaik und Wind-
kraft benötigt das Vorhalten von fos-
silen Backup-Kraftwerken und Spei-
chern
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fand im Bereich der Photovoltaik statt, 
was zum einen an den hohen Vergütungs-
prämien und der raschen Kostenredukti-
on lag und zum anderen daran, dass diese 
Technologie jedem Eigenheimbesitzer zu-
gänglich ist. 

Der erhoffte Effekt, durch Ausbau 
der Photovoltaik konventionelle Strom-
erzeugung zu verdrängen und damit CO2-
Emissionen zu reduzieren, stellt sich aber 
nicht ein, da die Stromerzeugung über 
CO2-Zertifikate am ETS teilnimmt. Zwar 
verdrängt der Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen den Strom aus konven-
tionellen Kraftwerken im Netz. Daraus 
resultiert aber eine geringere Nachfra-
ge des Stromsektors für CO2-Zertifikate 
im ETS, was deren Preis senkt, ohne die 
Gesamtmenge an Zertifikaten und damit 
der Emissionen zu beeinflussen. Im Er-
gebnis fallen die Emissionen, die durch 
die Bereitstellung von Photovoltaikstrom 
„eingespart“ wurden, an anderer Stelle 
an. 

Neben diesem horizontalen Ver-
drängungseffekt – weg von Emissionen 
aus Kraftwerken hin zu Emissionen aus 
Industriebetrieben – gibt es auch einen 
vertikalen Verdrängungseffekt innerhalb 
des Kraftwerksbereichs. Durch niedrigere 
Zertifikatspreise ist weniger CO2-intensive 
Stromerzeugung (zum Beispiel aus Gas-
kraftwerken) relativ weniger konkurrenz-
fähig als CO2-intensive Stromerzeugung, 
etwa in Kohlekraftwerken (vergleiche 
hierzu auch den Steckbrief in Kapitel 5.7: 
„Förderung erneuerbarer Energien er-
höht die Laufzeit von Kohlekraftwerken“)

Da aber die Gesamtmenge an CO2-
Emissionen sich nicht reduziert, bleibt 
in erster Näherung auch der Verbrauch 
fossiler Energierohstoffe konstant. Wenn 
überhaupt, verändert er sich analog zu 
dem obigen vertikalen Verdrängungsef-
fekt in Richtung von kohlenstoffhaltige-
ren Energieträgern (Kohle statt Öl oder 
Gas). 

Darüber hinaus besteht die Not-
wendigkeit, komplementäre Erzeugungs-
kapazitäten (fossile Kraftwerke) vorzu-
halten, da die Speicherkapazitäten des 
Stromnetzes nicht ausreichen, um eine 
längere Flaute oder Zeit starker Bewöl-
kung zu kompensieren (vergleiche hier-
zu Kapitel 5.8: „Ausbau von Photovoltaik 
und Windkraft benötigt das Vorhalten 
von fossilen Backup-Kraftwerken und 
Speichern“). 

Die relativ hohe garantierte Ver-
gütung für Strom im Rahmen des EEG 
führt zu einem beträchtlichen Anstieg 
der Stromkosten für die Endverbraucher 
über die EEG-Umlage, insbesondere auch 
durch die relativ großzügige Förderung 
der Photovoltaik. Für einige stromintensi-
ve Großverbraucher fällt die EEG-Umlage 
allerdings nicht an. Die entsprechenden 
Beträge werden auf die anderen Verbrau-
cher umgelegt und erhöhen die EEG-Um-
lage.

Eine Abschätzung der gesamten 
volkswirtschaftlichen Effekte des EEG 
gestaltet sich schwierig. Die Studien kom-
men überwiegend zu leicht positiven Er-
gebnissen, die jedoch sehr stark von Fak-
toren wie Zertifikats- und Energiepreisen 
abhängen, die für die Zukunft kaum zu-
verlässig abzuschätzen sind.31,32 

Unbestritten ist, dass das starke 
(zeitlich begrenzte) Wachstum die hei-
mische Photovoltaikindustrie zumindest 
zeitweise stimulierte – wenn auch zu ho-
hen Kosten. Dieser Wettbewerbsvorteil 
ging allerdings verloren und der Pro-
duktionsschwerpunkt von Solarmodulen 
wurde nach Asien verlagert.33 Durch die 
EEG-Förderung beziehungsweise deren 
teilweise Umlage auf den Strompreis sind 
Wettbewerbsnachteile für stromintensive 
Industrien entstanden. Diese und wei-

31 DLR/ISI 2006.
32 GWS/IFEU 2012.
33 BMWi 2012.
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auf das EEG zurückgeführt.34 Allerdings 
ist die innovationsfördernde Wirkung 
durch das EEG umstritten.35 Durch den 
reduzierten Zertifikatepreis wiederum 
werden der Einsatz und die Entwicklung 
von Alternativen zur kostengünstigen 
CO2-Emissionsminderung wirtschaftlich 
unattraktiver. Umgekehrt können veralte-
te Anlagen mit einem hohen spezifischen 
Ausstoß an Treibhausgasen aufgrund des 
reduzierten Zertifikatepreises länger wirt-
schaftlich betrieben werden. 

34 ISI 2014.
35 EFI 2014.

tere Faktoren, die einzeln und in ihrem 
Zusammenwirken kaum quantifizierbar 
sind, erschweren eine Analyse der volks-
wirtschaftlichen Wirkung der Photovol-
taikförderung so weit, dass es kaum mög-
lich ist, das Erreichen dieses speziellen 
Ziels des EEG zu verifizieren. Die aktuelle 
Struktur der EEG-Förderung, mit Aus-
nahme des Zubaukorridors für die Photo-
voltaik, setzt jedoch keine Anreize für eine 
volkswirtschaftliche Kostenoptimierung 
der Nutzung erneuerbarer Energien. 

Zusätzlich zur industriellen Ent-
wicklung wurde der Aufschwung in der 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit 
im Bereich der Photovoltaik zum Teil 

 
Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
 a. Die Treibhausgasemissionen werden nicht gesenkt.
 b. Der Zertifikatepreis sinkt durch Ausbau der Photovoltaik.
 c. Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit von Anlagen mit hohen spezifischen 

 Emissionen (Braunkohle, Steinkohle) verbessert sich im Vergleich zu Anlagen mit geringen 
 spezifischen Emissionen (Erdgas).

 d. Investitionen und Entwicklung in alternative, kostengünstigere CO2-Minderungstechnologien
  unterbleiben.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. Der (Börsen-)Strompreis sinkt durch zunehmende Einspeisung.
 b. EEG-Umlage und Haushaltsstromkosten steigen.
 c. Ein verstärkter Ausbau der Verteilnetze wird nötig.

3. Tarife/Kostenallokation
Durch steigende Strompreise aufgrund von Umlagen (EEG, Netze etc.) wird die Investition in Pho-
tovoltaik für Selbstverbraucher auch ohne Förderung attraktiver, was zu einem weiteren Anstieg 
der Umlagen führt.

4. Bilanzraum
Die Erwartung steigender Energiekosten kann zu einer Abwanderung von energieintensiver 
Industrie in Regionen außerhalb des EEG- und ETS-Bereichs führen. Dies würde global gesehen zu 
höheren Treibhausgasemissionen führen.

5. Kopplung der Energiepreise
Der Ausbau an Stromerzeugungskapazitäten im Bereich der erneuerbaren Energien führt zu einer 
Senkung der Nachfrage für Erdgas und damit zu einem tendenziell sinkenden Preis.

6. Speicherbarkeit
Je mehr volatiler Photovoltaikstrom erzeugt wird, desto geringer ist sein (volkswirtschaftlicher) 
Wert. Gleichzeitig entsteht der betriebswirtschaftliche Anreiz für den Anlagenbetreiber zur 
dezentralen Speicherung, was unter den gegenwärtigen Bedingungen des EEG zu einer weiteren 
Belastung der Endverbraucher führt.
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Diese Eff ekte gelten allerdings nur 
für den „Bilanzraum“ Europa, in dem das 
ETS seine Wirkung entfaltet. Weltweit be-
trachtet kann die Förderung der Photovol-
taik in Deutschland durchaus einen Beitrag 
zur Senkung von Treibhausgasemissionen 
leisten. Wenn die Förderung zur oben be-
schriebenen Kostensenkung der Bereit-
stellung elektrischer Energie durch Pho-
tovoltaik führt, werden solche Anlagen an 

4.2 Betrieb von elektrischen
Wärmepumpen wird durch
die EEG-Umlage unrentabler

Die Förderung der erneuerbaren Energi-
en durch das EEG zielt im Wesentlichen 
auf den Stromsektor ab. Die verschiede-
nen Energieverbrauchsformen Strom, 
Verkehr und Wärme, können aber nicht 
isoliert betrachtet werden. So gibt es im 

Ab bildung 5: Schemati sche Darstellung des Ausbaus der dezentralen Photovoltaik bezüglich der Ziele im ener-
giepoliti schen Zieldreieck. Die Änderungen sind relati v zur Ausgangssituati on (mitt leres schwarzes Sechseck). So 
verbessert (nach außen gerichteter, grüner Pfeil) sich die Verfügbarkeit von Energierohstoff en durch geringere 
Inanspruchnahme derselben, während sich die Wett bewerbsfähigkeit der Industrie und die Bezahlbarkeit für den 
Endverbraucher durch höhere Energiekosten ebenso verschlechtern (nach innen gerichtete, rote Pfeile) wie die 
Systemstabilität durch den Zubau und Einspeisevorrang volati ler Stromerzeugung (Wind und Photovoltaik). Bezüglich 
des Klima- und des Ressourcenschutzes ergeben sich keine relevanten Änderungen. 

Klimaschutz 

Klima- und
Umweltverträglichkeit
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Systemstabilität

Versorgungssicherheit

Verfügbare
Energierohstoff e
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Versorgungssicherheit

günstigen Standorten eher wettbewerbsfä-
hig im Vergleich zur Bereitstellung durch 
fossile Energieträger. Wenn in der Folge 
außerhalb des ETS-Raumes mehr elekt-
rische Energie mit Hilfe der Photovoltaik 
erzeugt wird, sinken global die Emissionen 
von Treibhausgasen. Derselbe Mechanis-
mus würde gleichzeitig zu einem geringe-
ren Verbrauch an fossilen Energieressour-
cen außerhalb des ETS-Raumes führen.

Gebäudesektor verschiedene Möglich-
keiten Raumwärme und Warmwasser 
zur Verfügung zu stellen. Eine Verknüp-
fung zwischen dem Stromsektor – und 
damit dem Wirkungsbereich des EEG 
– sowie der Wärmenutzung stellen Wär-
mepumpen dar. Sie funktionieren auf 
Grundlage einer Temperaturdiff erenz 
zwischen der Umgebung und einem Re-
servoir. 
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Ein flüssiges Arbeitsmedium mit 
niedrigem Siedepunkt nimmt die Wär-
me aus dem Reservoir (zum Beispiel dem 
Erdreich) in einem Verdampfer auf und 
verdampft. Der Dampf wird durch einen 
stromgetriebenen Kompressor verdichtet, 
wodurch er sich erwärmt. Der verdichtete 
Dampf kondensiert im Kondensator und 
gibt seine Wärme ab, zum Beispiel an die 
Raumheizung. Das Arbeitsmedium wird 
auf den Ausgangsdruck entspannt und 
wieder in den Verdampfer geleitet, wo-
durch der Kreislauf geschlossen ist, ver-
gleiche Abbildung 6.

Neben der Umgebungswärme be-
steht der eigentliche externe Energieeintrag 
in der Stromversorgung des Kompressors. 
Für Wärmepumpen bieten alle großen Stro-
manbieter spezielle Tarife an, deren Preise 
ca. 5 €ct/kWh unter den regulären Strom-
preisen für Haushalte liegen. Im Haushalts-
bereich stehen Wärmepumpen in direkter 
Konkurrenz zu anderen Heizsystemen, wie 
zum Beispiel einer Gasheizung.

Eine Nutzung von Wärmepumpen 
führt zu einem erhöhten Strombedarf. Die 
hierdurch entstehenden zusätzlichen CO2-
Emissionen sind aber durch die Einbin-
dung des Stromsektors im ETS gedeckelt 

und erhöhen die Gesamtmenge an Emis-
sionen nicht, sondern wirken sich nur auf 
die Höhe des CO2-Zertifikatepreises aus. 
Im Gegensatz dazu fallen Emissionen klei-
ner Heizeinrichtungen, wie zum Beispiel 
einer Gasheizung, zusätzlich an, da sie 
nicht durch das ETS erfasst werden. Im 
Vergleich zu anderen Wärmeversorgungs-
systemen schneidet die Kombination einer 
Wärmepumpe mit elektrischer Energie ge-
mäß dem Strommix zwar in Bezug auf die 
Treibhausgasemissionen schlechter ab als 
ein Gaskraftwerk-betriebenes Fernwär-
menetz, jedoch besser als eine lokal instal-
lierte Gas- oder Ölbrennwertheizung.36 Im 
Sinne einer Reduzierung von CO2-Emissi-
onen wäre daher eine verstärkte Nutzung 
von Wärmepumpen wünschenswert.

Wärmepumpen können prinzipi-
ell durch intelligentes Lastmanagement 
stabilisierend im Stromnetz integriert 
werden, indem sie in Zeiten mit hohem 
Wind-/Solardargebot und niedrigen 
Strompreisen eingesetzt und bei geringer 
Einspeisung der erneuerbaren Energien 
nach Möglichkeit weniger genutzt wer-
den. Die Wärmespeicherkapazität des 
Gebäudes (oder auch eines Warmwasser-
tanks) erlaubt einen dargebotsorientier-
ten Betrieb im Tagesverlauf.37

36 Erdmann/Dittmar 2010.
37 BDEW/ZVEI 2012.

Abbildung 6: Schematische Darstellung des Funktionsprinzips einer Wärmepumpe.
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Die Wirtschaftlichkeit eines Wär-
mepumpensystems für den Endverbrau-
cher im Vergleich zu einem alternativen 
System, zum Beispiel einer Erdgasheizung, 
entscheidet sich über die Balance der je-
weiligen Investitions- und Betriebskosten 
über die Lebensdauer. Die Betriebskosten 
können vereinfacht als die Kosten für be-
nötigten Strom beziehungsweise das benö-
tigte Erdgas definiert werden. 

Für eine Wärmepumpe mit einer 
Arbeitszahl, also dem Verhältnis von pro-
duzierter Wärme zu eingesetztem Strom, 
von 4 und dem Wärmepumpensonderta-
rif von 20 €ct/kWh liegt der Wärmepreis 
bei 5 €ct/kWhWärme. Im Vergleich dazu 
liegt der Erdgaspreis für Haushalte bei 
einer modernen Brennwertgasheizung 
bei ca. 7 €ct/kWhWärme. Allerdings liegen 
die Anschaffungskosten für Wärmepum-
pen in der Regel deutlich über denen ei-

ner modernen Erdgasbrennwertheizung. 
Die Wirtschaftlichkeit hängt also von der 
Einzelfallbetrachtung und den relativen 
Energiepreisen von Strom zu Erdgas ab.

Der Strompreis ist in der Vergan-
genheit deutlich stärker gestiegen als der 
Gaspreis, auch aufgrund der EEG-Umla-
ge, welche die Förderung der erneuerba-
ren Energien mit einpreist. Je stärker der 
Anstieg, desto weniger rentiert sich die 
Investition in die Wärmepumpentechno-
logie für den Betreiber. 

Volkswirtschaftlich betrachtet fal-
len für den Wärmepumpenbetrieb kaum 
Zusatzkosten an. Im Wesentlichen ist 
dies der Brennstoffmehrbedarf im Kraft-
werkssektor. Ein zusätzlicher Netzausbau 
ist in der Regel nicht erforderlich und die 
CO2-Emissionen unterliegen dem Cap 
des Emissionshandels, in den der Strom-

 
Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
 a. Keine Erhöhung der CO2-Emissionen bei Ausbau der strombasierten Wärmeversorgung.
 b. Erhöhung der CO2-Preise, damit geringerer Kohle-, aber erhöhter Gaseinsatz.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. EEG-Umlage und Haushaltsstromkosten steigen.
 b. Steigende EEG-Umlage senkt die betriebswirtschaftliche Attraktivität des Wärmepumpeneinsatzes
  für den Nutzer.

3. Tarife/Kostenallokation
Volkswirtschaftliche Vorteile spiegeln sich nicht in betriebswirtschaftlichen Kosten wider.

4. Bilanzraum
Unterschiede des Bilanzraumes von ETS und EEG führen dazu, dass die Vorteile, die sich im ETS 
ergeben, nicht im EEG berücksichtigt sind, trotz gleicher Zielsetzung (Minderung der Treibhausga-
semissionen). 

5. Kopplung Energiepreise
Direkte Konkurrenz von Energieträgern für das gleiche Produkt (Wärme); relative Preise entschei-
den über die Wirtschaftlichkeit der Systeme.

6. Speicherbarkeit
Intelligente Wärmepumpen können zusammen mit der jeweiligen Wärmekapazität eines Was-
sertanks (oder des gesamten Gebäudes) als virtueller Stromspeicher und für Lastverschiebungen 
genutzt werden und leisten damit einen Beitrag für die Systemstabilität der Stromversorgung.

7. Rebound
Keine speziellen Effekte.
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sektor eingebunden ist. Der zusätzliche 
Strombedarf für die Bereitstellung der 
Wärme über die Wärmepumpen führt 
tendenziell zu einer leichten Verteuerung 
der Zertifi kate. 

Eine verstärkte Nutzung der Wär-
mepumpentechnologie könnte (ungede-

ckelte) CO2-Emissionen aus dem Wär-
mesektor in (gedeckelte) Emissionen im 
Stromsektor überführen und damit einen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten. Die För-
derung der erneuerbaren Energien im 
Stromsektor führt jedoch zu einer Verteue-
rung des Strompreises, die andere Alterna-
tiven zur Wärmebereitstellung begünstigt. 

Abbi ldung 7: Auswirkungen eines verstärkten Wärmepumpeneinsatzes auf das energiepoliti sche Zieldreieck. Der 
Klimaschutz verbessert sich aufgrund der Integrati on eines zuvor nicht durch das ETS geregelten Bereichs in den 
durch das ETS geregelten Bereich. Ebenso profi ti ert die Systemstabilität durch die besseren Steuerungsmöglichkeiten 
der Wärmepumpe (nach außen gerichtete, grüne Pfeile). Dies geht mit einer erhöhten Kostenbelastung (nach innen 
gerichteter, roter Pfeil) für den Endverbraucher einher, da die EEG-Umlage die Betriebskosten relati v zu den Alterna-
ti ven erhöht. Die anderen energiepoliti schen Ziele sind davon nicht betroff en.
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Maßnahme und intendierte Wirkung
Der Betrieb von Photovoltaikanlagen wird 
in Deutschland vornehmlich über das 
EEG gefördert. Danach gibt es einen Ein-
speisevorrang für erneuerbare Energien, 
und die Anlagenbetreiber erhalten eine 
garantierte Einspeisevergütung für den 
produzierten Strom in Abhängigkeit vom 
Jahr der Inbetriebnahme.

Tatsächliche Effekte
In Bezug auf Nachhaltigkeit wird eine 
zusätzliche Einsparung von Treibhausga-
sen nicht erreicht. Auch die Betrachtung 
des Effekts auf die Ressourcenschonung 
nimmt sich zumindest ambivalent aus. 
Untersuchungen zu den volkswirtschaft-
lichen Kosten der Förderung der Photo-
voltaik kommen zu positiven Ergebnissen 
(unterstellen jedoch hohe Zertifikate- 
und/oder Energiepreise).39,40 Die tech-
nologiespezifische Förderung durch das 
EEG schafft keine Anreize zu einer volks-
wirtschaftlichen Kostenoptimierung der 
Nutzung erneuerbarer Energien. 

Erläuterung
Klima- und Umweltverträglichkeit 
(Klima- und Ressourcenschutz)
Eine verbesserte Nachhaltigkeit im Sinne 
einer Reduzierung von Treibhausgasen 
kann durch den Ausbau der Photovol-
taik nicht erreicht werden, solange die 
Gesamtemissionen durch das Emissions-
handelssystem in Europa festgeschrieben 
sind. Das Anbieten einer emissionsfreien 
Alternative wie der Stromerzeugung aus 
Photovoltaik reduziert die Nachfrage nach 
Zertifikaten in der Stromversorgung. 

39 DLR/ISI 2006.
40 GWS/IFEU 2012.

5. Steckbriefe

Im Folgenden werden verschiedene Wi-
dersprüche und Problemlagen, ohne An-
spruch auf Vollständigkeit, vorgestellt 
und bewertet. Die Beispiele decken nicht 
nur den Sektor der elektrischen Energie 
ab, der derzeit im Vordergrund der Dis-
kussion steht, sondern sie adressieren 
auch die Themen Wärme und Mobilität. 
Die Bewertung wird anhand der perspek-
tivischen Leitlinien im Sinne der Ziele aus 
Kapitel 2 qualitativ vorgenommen. Die 
Analyse arbeitet heraus, in welcher Form 
die verschiedenen Wirkmechanismen in-
einandergreifen und wie sich dies auf das 
Erreichen der Ziele innerhalb des ener-
giepolitischen Zieldreiecks – jeweils auf-
gespalten in zwei Teilziele – auswirkt. Die 
ersten beiden Steckbriefe behandeln die 
gleichen Themenstellungen, die bereits in 
Kapitel 4 analysiert wurden, jedoch in ei-
ner anderen Darstellungsform.

5.1 Ziele des EEG stehen nicht im 
Einklang mit den Effekten, die 
durch die Förderung der dezen-
tralen Photovoltaik entstehen

Der Inhalt dieses Steckbriefes wurde be-
reits in Kapitel 4.1. in anderer Form dar-
gestellt. Das EEG hat nach §1 EEG die 
Ziele, eine nachhaltige Entwicklung der 
Energieversorgung zu ermöglichen, die 
volkswirtschaftlichen Kosten zu verrin-
gern, fossile Energieressourcen zu scho-
nen und die Weiterentwicklung von Tech-
nologien zur Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien zu fördern.38 

38 EEG 2014.
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der knapperen Ressourcen Öl und Gas 
zu den noch in großer Menge vorhande-
nen Ressourcen Braun- und Steinkohle. 
Im Sinne einer Schonung knapper Ener-
gierohstoffe wird somit das Ziel einer 
Verringerung des Ressourcenverbrauchs 
erreicht.

Aus Sicht der Systemstabilität fällt 
die Bewertung durchwachsen aus. Zum 
einen ist die Stromerzeugung durch die 
Photovoltaik variabel und nur bedingt 
vorhersehbar, was die parallele Bereit-
stellung von Stromerzeugungskapazitä-
ten voraussetzt. Zum anderen reduziert 
sie den Ausbaubedarf der Übertragungs-
netze für die Vernetzung der südlichen 
Landesteile, da sie dort lokale Erzeu-
gungskapazität bereitstellt. Für die Ver-
teilnetze wiederum stellt sich die Situa-
tion schwieriger dar. Sie sind nicht auf 
eine dezentrale Einspeisung ausgelegt. 
Es erfordert beträchtliche Investitionen, 
um die Verteilnetze dem Ausbau der 
Photovoltaik anzupassen. In der öffentli-
chen Debatte nehmen die großen Über-
tragungsnetztrassen, die durch den Aus-
bau der Windenergie bedingt sind, einen 
breiten Raum ein. Die Mehrzahl der 
Aufwendungen und Investitionen fließt 
allerdings bereits jetzt in das Verteilnetz. 
Der Steckbrief in Kapitel 5.9 widmet sich 
speziell diesem Aspekt, vergleiche hierzu 
auch Abbildung 23.

Wirtschaftlichkeit/Bezahlbarkeit (Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie, Bezahlbarkeit 
für den Endverbraucher)
Die Gestehungskosten von durch Pho-
tovoltaik erzeugtem Strom sind auf ab-
sehbare Zeit höher, als die von konven-
tionellen Kraftwerken erzeugtem Strom. 
Externe Effekte, die durch die angestreb-
te Minderung der Emission von Treib-
hausgasen reduziert werden könnten, 
können sich nicht manifestieren, solange 
der ETS-Mechanismus die CO2-Emissio-
nen deckelt. Es gibt eine Reihe weiterer 
volkswirtschaftlicher Einflüsse, die aller-
dings schwierig zu quantifizieren sind. 

Der Ersatz einer kWh durchschnitt-
lichen Stroms in Deutschland (570 g CO2/
kWh) würde einem Zertifikatepreis von 
rund 180 €/t CO2 entsprechen, wenn da-
mit die Förderung von 13,28 €ct (für Anla-
gen unter 10 kWp) erreicht werden müss-
te. Dies stellt also eine volkswirtschaftlich 
sehr kostspielige Maßnahme zur CO2-
Einsparung dar, die ohne die Förderung 
durch das EEG erst bei einem sehr hohen 
Zertifikatepreis im ETS in Erwägung ge-
zogen werden würde. Die Tatsache, dass 
der Photovoltaikstrom nicht gesichert zur 
Verfügung steht, müsste zusätzlich in den 
Strompreis eingepreist werden. 

Durch den reduzierten Zertifikate-
preis wird der Einsatz und die Entwicklung 
anderer Alternativen zur kostengünstigen 
CO2-Emissionsminderung wirtschaftlich 
unattraktiver. Umgekehrt können veralte-
te Anlagen mit einem hohen spezifischen 
Ausstoß an Treibhausgasen aufgrund des 
reduzierten Zertifikatepreises länger wirt-
schaftlich betrieben werden. 

Versorgungssicherheit (Systemstabilität, 
Verfügbarkeit von Energierohstoffen)
Der Einfluss der Photovoltaikförderung 
auf den Ressourcenverbrauch ist nicht 
eindeutig positiv oder negativ zu bewer-
ten. Dies ist ebenfalls auf den Mecha-
nismus des ETS zurückzuführen. Wenn 
CO2 emittiert wird, stammt es zum weit 
überwiegenden Teil aus der Nutzung 
von fossilen Energieressourcen. Da die 
Gesamtemissionen in Europa durch das 
ETS festgeschrieben sind, werden in 
erster Näherung die gleichen Mengen 
an fossilen Energieressourcen, bezogen 
auf Kohlenstoff, verbraucht. Allerdings 
beeinflusst der Zertifikatepreis die rela-
tive Verteilung innerhalb der Energier-
essourcen. Durch sinkende Zertifikate-
preise werden solche Ressourcen relativ 
bevorzugt, die pro bereitgestellte Ener-
gieeinheit höhere CO2-Emissionen verur-
sachen, also Braunkohle und Steinkohle. 
Die EEG-Regelungen tendieren somit 
zu einer Verschiebung des Verbrauchs 
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Andererseits sorgte die Solarförde-
rung für eine starke industrielle Entwick-
lung auf dem Gebiet in Deutschland, was 
einen positiven volkswirtschaftlichen Bei-
trag erbrachte. Leider ging dieser Wettbe-
werbsvorteil verloren und der Produktions-
schwerpunkt von Solarmodulen ist nach 
Asien abgewandert. Durch die Förderung 
beziehungsweise die teilweise Umlage der-
selben auf den Strompreis sind Wettbe-
werbsnachteile für stromintensive Industri-
en entstanden. Diese und weitere Faktoren, 
die einzeln und in ihrem Zusammenwirken 
kaum quantifi zierbar sind, erschweren eine 
Analyse der volkswirtschaftlichen Wirkung 
der Photovoltaikförderung so weit, dass es 
kaum möglich ist, das Erreichen dieses Ziels 
des EEG zu verifi zieren.41

Der Endverbraucher bezahlt die 
Förderung der Photovoltaik über die EEG-
Umlage. Diese enthält (neben anderen 
Posten) die Diff erenz zwischen der Ver-
gütung des Photovoltaikstroms und des 
damit erzielten Erlöses. Da die Vergütung 
deutlich höher liegt als der Marktpreis für 
Strom und die erneuerbaren Erzeugungs-
kapazitäten weiter ausgebaut werden, 

41 BDEW 2013-1.

wird die Umlage absehbar weiter anstei-
gen. Die Übersicht der Zusammensetzung 
des Strompreises für Haushaltskunden in 
Abbildung 8 zeigt die unterschiedlichen 
Komponenten auf.42 

Weitere Aspekte
Auf den ersten Blick erreicht worden ist 
hingegen das Ziel, die Erforschung von 
Technologien zur Bereitstellung elektri-
scher Energie durch Photovoltaik zu för-
dern.43 Deutschland ist auf diesem Gebiet 
international führend, und ein positiver 
Einfl uss der Förderung der Marktdurch-
dringung erscheint naheliegend. Aller-
dings ist die innovationsfördernde Wir-
kung durch das EEG umstritten.44,45 

Alle oben beschriebenen Eff ekte 
gelten allerdings nur für den „Bilanzraum“ 
Europa, in dem das ETS seine Wirkung 
entfaltet. Weltweit kann die Förderung der 
Photovoltaik in Deutschland durchaus ei-
nen Beitrag zur Senkung von Treibhausgas-
emissionen entfalten. Wenn die Förderung 

42 Ebd.
43 ISI 2014.
44 Ebd.
45 EFI 2014.

Abbildung 8: Zusammensetzung des Strompreises für Haushaltskunden in €ct für 2012.41 Durchschnitt licher Strom-
preis: 26,053 €ct/kWh.
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zur oben beschriebenen Kostensenkung der 
Bereitstellung elektrischer Energie durch 
Photovoltaik führt, werden solche Anlagen 
an günstigen Standorten eher wettbewerbs-
fähig im Vergleich zur Bereitstellung durch 
fossile Energieträger. Wenn also elektri-
sche Energie außerhalb des ETS-Raumes 
durch günstiger werdende Photovoltaik 
erzeugt wird, sinken global die Emissionen 
von Treibhausgasen. Derselbe Mechanis-
mus würde ebenfalls zu einem geringeren 
Verbrauch an fossilen Energieressourcen 
außerhalb des ETS-Raumes führen.

Fazit
Die Photovoltaikförderung durch das 
EEG verfehlt wesentliche im Gesetz in-

tendierte Ziele, möglicherweise mit Aus-
nahme der Technologieförderung und 
-weiterentwicklung. In der gegenwärti-
gen Ausprägung und in der Wechselwir-
kung, insbesondere innerhalb des ETS, 
liefert die Photovoltaikförderung keinen 
Beitrag zum Klimaschutz, einen nicht-
eindeutigen Beitrag zur Ressourcen-
schonung und dies zu sehr hohen volks-
wirtschaftlichen Kosten. Das Verfehlen 
praktisch aller Ziele des EEG ist im We-
sentlichen auf die gleichzeitige Geltung 
des ETS zurückzuführen. Wenn die Zie-
le des EEG Bestand haben sollen, sollte 
dieser grundsätzliche Konflikt zunächst 
aufgelöst werden, bevor die Regelungen 
des EEG angepasst werden. 

Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
 a. Senkung von Treibhausgasemissionen unterbleibt.
 b. Zertifikatepreis sinkt durch Ausbau der Photovoltaik.
 c. Verbesserte wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit von Anlagen mit hohen spezifischen Emissionen
  (Braunkohle, Steinkohle) im Vergleich zu Anlagen mit geringen spezifischen Emissionen (Erdgas). 
 d. Investitionen und Entwicklung in alternative, kostengünstigere CO2-Minderungstechnologien 
  unterbleiben.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. (Börsen-)Strompreis sinkt durch zunehmende Einspeisung.
 b. EEG-Umlage und Haushaltsstromkosten steigen.
 c. Verstärkter Netzausbau der Verteilnetze nötig.

3. Tarife/Kostenallokation
Durch steigende Strompreise aufgrund von Umlagen (EEG, Netze, usw.) wird die Investition in Pho-
tovoltaik für Selbstverbraucher auch ohne Förderung attraktiver, was zu einem weiteren Anstieg 
der Umlagen führt.

4. Bilanzraum
Die Erwartung von steigenden Energiekosten kann zu einer Abwanderung von energieintensiver 
Industrie außerhalb des EEG- und ETS-Bereichs führen, was global höhere Treibhausgasemissionen 
zur Folge hätte.

5. Kopplung Energiepreise
Ausbau an Stromerzeugungskapazitäten im Bereich der erneuerbaren Energien führt zu einer Sen-
kung der Nachfrage für Erdgas und damit zu einem tendenziell sinkenden Preis.

6. Speicherbarkeit
Je mehr volatiler Photovoltaikstrom erzeugt wird, desto geringer ist sein (volkswirtschaftlicher) 
Wert. Gleichzeitig entsteht der betriebswirtschaftliche Anreiz für den Anlagenbetreiber zur dezent-
ralen Speicherung, was unter den gegenwärtigen Bedingungen des EEG zu einer weiteren Belastung 
der Endverbraucher führt.
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Ausbau der erneuerbaren Energien wirt-
schaftlich unattraktiver.

Erläuterung
Wärmepumpen stellen Wärme für Warm-
wasser oder Heizungszwecke zur Ver-
fügung. Während ein Großteil der pro-
duzierten Wärme aus der Umgebung 
entzogen wird, benötigt die Wärmepumpe 
elektrischen Strom, um ihren Kompressor 
anzutreiben. Im Vergleich zu einer alter-
nativen Heizung, zum Beispiel mit Erd-
gas, stellt die Wärmepumpe eine umwelt-
freundlichere Alternative dar, da deutlich 
weniger Primärenergie eingesetzt wird.

Klima- und Umweltverträglichkeit
(Klima- und Umweltschutz)
Wärmepumpen stellen eine umwelt-
freundlichere Alternative zu gängigen Sys-
temen für die Raumheizung und Warm-

5.2 Umweltfreundlicher Betrieb
von elektrischen Wärmepum-
pen wird durch die EEG-Umlage 
unrentabler

Der Inhalt dieses Steckbriefes wurde bereits 
in Kapitel 4.2 in anderer Form dargestellt.

Maßnahme und intendierte Wirkung
Mit dem EEG soll die Nutzung erneuer-
barer Energien gefördert werden, indem 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien über Vergütungen und Marktprä-
mien gefördert wird. Hiermit soll unter 
anderem ein positiver Beitrag zum Klima-
schutz geleistet werden.

Tatsächlicher Eff ekt
Der Ausbau und Einsatz von unter Klima-
schutzgesichtspunkten sinnvollen Wärme-
pumpen wird durch den EEG-fi nanzierten 

Abbildung 9: Schemati sche Darstellung des Ausbaus der dezentralen Photovoltaik bezüglich der Ziele im ener-
giepoliti schen Zieldreieck. Die Änderungen sind relati v zur Ausgangssituati on (mitt leres schwarzes Sechseck). So 
verbessert (nach außen gerichteter, grüner Pfeil) sich die Verfügbarkeit von Energierohstoff en durch geringere 
Inanspruchnahme derselben, während sich die Wett bewerbsfähigkeit der Industrie und die Bezahlbarkeit für den 
Endverbraucher durch höhere Energiekosten ebenso verschlechtern (nach innen gerichtete, rote Pfeile) wie die 
Systemstabilität durch den Zubau und Einspeisevorrang volati ler Stromerzeugung (Wind und Photovoltaik). Bezüglich 
des Klima- und des Ressourcenschutzes ergeben sich keine relevanten Änderungen.
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nutzen und bei geringer Einspeisung der 
erneuerbaren Energien nach Möglichkeit 
weniger genutzt werden. Die Wärmespei-
cherkapazität des Gebäudes (oder auch 
eines Warmwassertanks) erlaubt einen 
dargebotsorientierten Betrieb im Tages-
verlauf.46 

Wirtschaftlichkeit/Bezahlbarkeit 
(Wettbewerbsfähigkeit der Industrie, 
Bezahlbarkeit für den Endverbraucher)
Die Wirtschaftlichkeit eines Wärme-
pumpensystems im Vergleich zu einem 
alternativen System, zum Beispiel einer 
Erdgasheizung, wird aus Sicht des End-
verbrauchers durch die jeweiligen In-
vestitions- und Betriebskosten definiert. 
Letztere sind vereinfacht die Kosten für 
benötigten Strom beziehungsweise das 
benötigte Erdgas. Um Wärmepumpen zu 
fördern, bieten alle großen Stromanbieter 
spezielle Tarife für Wärmepumpen an, de-
ren Preise ca. 5 €ct/kWh unter den regu-
lären Strompreisen für Haushalte liegen. 
Wenn ein Strompreis von 20 €ct/kWh und 
eine Arbeitszahl von 4 angenommen wer-
den, so liegt der Preis pro kWh generierte 
Wärme bei 5 €ct/kWhWärme. Im Vergleich 
dazu liegt der Erdgaspreis für Haushalte 
bei ca. 7 €ct/kWhWärme. Allerdings liegen 
die Anschaffungskosten für Wärmepum-
pen in der Regel deutlich über denen einer 
modernen Erdgasbrennwertheizung. Die 
Wirtschaftlichkeit hängt also von der Ein-
zelfallbetrachtung und den relativen Ener-
giepreisen von Strom zu Erdgas ab.

Durch die Förderung der erneuer-
baren Stromerzeugung über das EEG wird 
der Strompreis zusätzlich und in Zukunft 
ansteigend belastet. Ein stärkerer Anstieg 
des Strompreises (+36 Prozent, nomi-
nal, Zeitraum 2006-2012), auch durch 
den Anstieg der EEG-Umlage, relativ 
zum Anstieg des Gaspreises (+11 Prozent, 
nominal, Zeitraum 2006-2012) führt 
zu einer schlechteren (betriebs-) wirt-
schaftlichen Einschätzung der Wärme-

46 BDEW/ZVEI 2012.

wasserbereitstellung dar. Sie funktionieren 
auf Grundlage einer Temperaturdifferenz 
der Umgebungstemperatur und einer Re-
servoirtemperatur. Ein flüssiges Arbeits-
medium mit einem niedrigen Siedepunkt 
nimmt die Wärme aus dem Reservoir (zum 
Beispiel dem Erdreich) in einem Verdamp-
fer auf und verdampft. Der Dampf wird 
durch einen stromgetriebenen Kompres-
sor verdichtet, wodurch er sich erwärmt. 
Der verdichtete Dampf kondensiert im 
Kondensator und gibt seine Wärme ab, 
zum Beispiel an die Raumheizung. Das Ar-
beitsmedium wird auf den Ausgangsdruck 
entspannt und wieder in den Verdampfer 
geleitet, wodurch der Kreislauf geschlossen 
ist, vergleiche hierzu auch Abbildung 6. Da 
Wärmepumpen nur auf Basis der Umge-
bungswärme und des zugeführten Stroms 
funktionieren, verursacht ihr Betrieb keine 
weiteren CO2-Emissionen, denn der Strom-
sektor ist im ETS eingebunden. Im Gegen-
satz dazu fallen die Emissionen, die zum 
Beispiel ein erdgasbetriebener Heizkessel 
emittiert, zusätzlich zu den im ETS-System 
gedeckelten europäischen Emissionen an.

Versorgungssicherheit (Systemstabilität, 
Verfügbarkeit von Energierohstoffen)
Die Nutzung von Wärmepumpen redu-
ziert die Nachfrage nach fossilen Brenn-
stoffen, die in alternativen Heizsystemen 
benutzt werden würden. Dies sind ins-
besondere Heizöl und Erdgas. Der Ein-
satz von Wärmepumpen nutzt „besser 
verfügbare“ Energierohstoffe, also Kohle, 
Kernkraft und erneuerbare Energien, und 
schont die „weniger verfügbaren“ Ener-
gierohstoffe Erdgas und Erdöl. Allerdings 
erhöht sich durch die vermehrte Strom-
nutzung prinzipiell der Zertifikatepreis 
und macht damit Erdgas relativ konkur-
renzfähiger zur Nutzung als Kohle. Die 
Balance der beiden Mechanismen ist ge-
genwärtig nicht verlässlich abzuschätzen.

Wärmepumpen sind auch für das 
intelligente Lastmanagement geeignet, 
indem sie Zeiten mit hohem Wind-/So-
lardargebot mit niedrigen Strompreisen 
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tendenziell zu einer leichten Verteuerung 
der Zertifikate und damit zu einem wirt-
schaftlichen Anreiz für Technologien mit 
geringeren Emissionen (Gas- statt Koh-
lekraftwerke).

Fazit
Betriebswirtschaftliche Anreize sollten 
sich stärker an der volkswirtschaftlichen 
Attraktivität orientieren. Der Ausbau der 
Wärmepumpen erscheint sowohl aus 
volkswirtschaftlichen als auch aus Kli-
maschutzaspekten attraktiver, als er sich 
aktuell betriebswirtschaftlich darstellt. 
Die voraussichtlichen Strompreisanstiege 
durch die EEG-Umlage verschlechtern die 
betriebswirtschaftliche Bilanz der Wär-
mepumpe weiter.

pumpentechnologie relativ zur Alternati-
ve, der Erdgasbrennwertheizung.47 Ohne 
den reduzierten Strompreis für Wärme-
pumpenbetreiber wären Wärmepumpen 
als Heizsysteme gegenüber der Gasbrenn-
wertheizung nicht konkurrenzfähig. 

Volkswirtschaftlich betrachtet fal-
len für den Wärmepumpenbetrieb kaum 
Zusatzkosten an. Im Wesentlichen ist 
dies der Brennstoffmehrbedarf im Kraft-
werkssektor. Ein zusätzlicher Netzausbau 
ist in der Regel nicht erforderlich und die 
CO2-Emissionen unterliegen dem Cap 
des Emissionshandels, in den der Strom-
sektor eingebunden ist. Der zusätzliche 
Strombedarf für die Bereitstellung der 
Wärme über die Wärmepumpen führt 

47 BMWi 2014.

 
Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
 a. Keine Erhöhung der CO2-Emissionen bei Ausbau der strombasierten Wärmeversorgung.
 b. Erhöhung der CO2-Preise, damit geringerer Kohle-, aber erhöhter Gaseinsatz. 

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. EEG-Umlage und Haushaltsstromkosten steigen.
 b. Senkt die betriebswirtschaftliche Attraktivität des Wärmepumpeneinsatzes für den Nutzer.

3. Tarife/Kostenallokation
Volkswirtschaftliche Vorteile spiegeln sich nicht in betriebswirtschaftlichen Kosten wider.

4. Bilanzraum
Unterschiede des Bilanzraumes von ETS und EEG führen dazu, dass die Vorteile, die sich im ETS 
ergeben, nicht im EEG berücksichtigt sind, trotz gleicher Zielsetzung (Minderung der Treibhausga-
semissionen). 

5. Kopplung Energiepreise
Direkte Konkurrenz von Energieträgern für das gleiche Produkt (Wärme). Relative Preise entschei-
den über die Wirtschaftlichkeit der Systeme.

6. Speicherbarkeit
Intelligente Wärmepumpen können zusammen mit der jeweiligen Wärmekapazität eines Was-
sertanks (oder des gesamten Gebäudes) als virtueller Stromspeicher und für Lastverschiebungen 
genutzt werden und damit einen Beitrag für die Systemstabilität der Stromversorgung leisten.

7. Rebound
Keine speziellen Effekte.
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5.3 Sinkende Börsenpreise an der 
Strombörse kommen nicht beim 
privaten Endverbraucher an

Sachverhalt
Der Ausbau erneuerbarer Energien führt 
zu sinkenden Börsenpreisen für elektri-
sche Energie. Im selben Zeitraum sind 
aber die Verbraucherpreise erheblich ge-
stiegen. Abbildung 11 zeigt die Entwick-
lung des Phelix Baseload Year Future über 
die vergangenen sieben Jahre (Spotpreise 
sind allerdings im Wesentlichen unver-
ändert geblieben) und Abbildung 12 die 
Verbraucherpreise, wobei die gesamte 
Preissteigerung auf das Zusammenwirken 
mehrerer Faktoren zurückzuführen ist, 
wie in der Abbildung aufgeschlüsselt.

Abbildung 10: Auswirkungen eines verstärkten Wärmepumpeneinsatzes auf das energiepoliti sche Zieldreieck. 
Der Klimaschutz verbessert sich aufgrund der Integrati on eines zuvor nicht durch das ETS geregelten Bereichs in den 
durch das ETS geregelten Bereich. Ebenso profi ti ert die Systemstabilität durch die besseren Steuerungsmöglichkeiten 
der Wärmepumpe (nach außen gerichtete, grüne Pfeile). Dies geht mit einer erhöhten Kostenbelastung (nach innen 
gerichteter, roter Pfeil) für den Endverbraucher einher, da die EEG-Umlage die Betriebskosten relati v zu den Alterna-
ti ven erhöht. Die anderen energiepoliti schen Ziele sind davon nicht betroff en.

Abbildung 11: Preisentwicklungen für Strom in 
Deutschland, der Phelix Baseload Year Future in €/
MWh. Der Phelix (Physical Electricity Index) Baseload 
Year Future gibt den Durchschnitt  der erwarteten Preise 
ein Jahr in die Zukunft  für die elektrische Energie der 
Grundlast an. Über derarti ge Termingeschäft e versorgen 
sich Großverbraucher typischerweise mit einem großen 
Teil ihrer elektrischen Energie.48
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te Einspeisung) bereitgestellt wird, und 
durch Must-run-Kraftwerke (zur Siche-
rung der Netzstabilität) durch jene Kraft-
werke gedeckt, welche die niedrigsten 
Kosten für die Produktion einer weiteren 
Kilowattstunde Strom aufweisen. 

Gemäß der Ausgleichsmechanis-
musverordnung (§2 AusglMechV) dürfen 
die Übertragungsnetzbetreiber den nach 
EEG vergüteten Strom nur am vortägigen 
oder untertägigen Spotmarkt einer Strom-
börse vermarkten.50 Dabei ist zu beachten, 
dass der Strom aus EEG-geförderten An-
lagen eingespeist werden muss und durch 
die EEG-Vergütung mit einem Festpreis 
außerhalb des Börsenhandels versehen 
ist. De facto wird EEG-geförderter Strom 
an der Börse mit einem Preis von 0,00 
Euro versehen und senkt die Strommen-
ge, die durch andere Kraftwerke bereitge-
stellt werden muss. Da durch die erneuer-
bare elektrische Energie ein zusätzliches 

50 AusglMechV 2014.

Erläuterung
Der scheinbare Widerspruch ist auf das Zu-
sammenwirken der Förderung von erneu-
erbaren Energien (EEG) und den dadurch 
erreichten Ausbau des Dargebots elektri-
scher Energie und die Tarife/Kostenallo-
kation im Energiemarkt zurückzuführen. 
Wenn das Dargebot an elektrischer Ener-
gie, die im Falle erneuerbarer Energien zu 
einem festen Preis abgenommen wird, er-
höht wird, dann führt dies zu einer Senkung 
der Marktpreise, da die höheren Kosten der 
geförderten erneuerbaren Energie durch 
die EEG-Umlage von den Endverbrauchern 
aufgefangen und bei der Preisbildung am 
Markt nicht einbezogen werden.

49

Die Strompreisbildung an der 
Börse verläuft über einen Merit-Order-
Mechanismus auf Basis der Grenzkosten 
der Kraftwerke. Die benötigte Strommen-
ge wird nach Abzug der Strommenge, die 
durch erneuerbare Energien (bevorzug-

49 BDEW 2013-2.

Abbildung 12: Durchschnittlicher Strompreis eines Drei-Personen-Haushaltes in €ct/kWh bei einem Jahresverbrauch von 3.500 kWh. Es wird die Strom-
preisentwicklung zwischen 1998 und 2012, aufgeschlüsselt nach Kostenanteilen, wiedergegeben.49

  Erzeugung, Transport, Vertrieb    MwSt.     Konzessionsabgabe     EEG-Umlage* 
  KWK-Aufschlag      §19-Umlage    Offshore-Haftungsumlage    Stromsteuer 
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Dargebot am Spotmarkt angeboten wird, 
wird Strom aus Kraftwerken niedriger 
Merit-Order – der zu höheren Kosten 
bereitgestellt wird – nicht mehr an den 
Markt kommen. Der Spotmarktpreis sinkt 
damit, und zwar in der Tendenz umso 
stärker, je höher die zusätzlichen Mengen 
sind, die an den Markt kommen. 

Auf Basis der Daten von 2008 wurde 
dieser Effekt auf 2,4 (€/MWh)/GWhREG und 
eine Senkung des durchschnittlichen Strom-
preises von 11,0 €/MWh abgeschätzt.51 Bei 
einem Verbrauch von 492 TWh und einer 
EEG-Förderung von 8.717 Millionen Euro 
ergibt sich eine durchschnittliche EEG-För-
derung von 17,7 €ct pro Kilowattstunde. Die 
Differenz zwischen dem Marktpreis und der 
Einspeisevergütung wird gemäß §37 EEG 
und §3 AusglMechV auf die Endverbrau-
cherpreise umgelegt („EEG-Umlage“). 

Bei erhöhter Einspeisung von er-
neuerbarer elektrischer Energie erhöht 
sich dabei über zwei Mechanismen der 
Endverbraucherpreis: 

1. Aufgrund der höheren Menge erneu-
erbarer elektrischer Energie erhöht 
sich die EEG-Umlage.

2. Aufgrund des höheren Dargebots an 
erneuerbarer elektrischer Energie 
sinkt der Börsenpreis an der Strom-
börse. Damit steigt die pro Kilowatt-
stunde zu zahlende EEG-Umlage 
(Differenz von garantierter EEG-Ver-
gütung und Strompreis). 

Beides wirkt in die gleiche Rich-
tung, die Strompreise für den Endver-
braucher steigen. Schließlich wird auf die 
EEG-Umlage zusätzlich Umsatzsteuer 
erhoben, was den Endverbraucherpreis 
nochmals steigen lässt.

Fazit
Der Ausbau erneuerbarer Energien, die 
unter das EEG fallen, und die EEG-Umlage 

51 Roon/Huck 2010.

nach §37 EEG und §3 AusglMechV führen 
zu tendenziell sinkenden Börsenpreisen für 
elektrische Energie und steigende Endver-
braucherpreise. Diese Diskrepanz ist den 
Bürgern nur schwer zu vermitteln und kann 
zu sinkender Akzeptanz der Energiewende 
führen. Wenn der EEG-Strom im Rahmen 
der Preisbildung an der Strombörse jeweils 
mit seiner entsprechenden EEG-Vergütung 
bewertet werden würde, bei gleichzeitigem 
Einspeisevorrang, so wären die Kosten für 
die Förderung der erneuerbaren Energien 
bereits eingepreist. Unter diesen Umstän-
den würde keine EEG-Umlage anfallen 
(abgesehen von den anderen Beiträgen, 
insbesondere durch die Gegenfinanzierung 
der Ausnahmeregelungen). Dann würde 
sich die Entwicklung des Börsenpreises im 
Verbraucherpreis widerspiegeln.

Effekte höherer Ordnung
Der beschriebene Mechanismus ist über 
verschiedene Mechanismen rückgekop-
pelt. Steigende Verbraucherpreise wir-
ken sich senkend auf die Nachfrage aus 
– wenn auch nur in geringem Maße, da 
der Stromverbrauch von Haushaltskun-
den nur wenig elastisch ist. Sinkende 
Nachfrage führt zu weiter sinkenden Bör-
senpreisen mit damit verbundener weite-
rer Erhöhung der EEG-Umlage – absolut 
aufgrund des größeren Abstands zwischen 
Börsenpreis und Einspeisevergütung und 
relativ aufgrund der Umlage auf einen 
insgesamt niedrigeren Verbrauch. Dieser 
Effekt kann aber durch zwei gegenläufige 
Mechanismen neutralisiert oder in sein 
Gegenteil verkehrt werden: (a) Steigen-
de Haushaltspreise fördern den Eigen-
verbrauch regenerativ bereitgestellter 
Energie, die somit nicht mehr am Markt 
angeboten wird. (b) Die Nachfrage von 
Industriekunden ist elastischer als die von 
Haushalten. Da diese von sinkenden Bör-
senpreisen profitieren können, kann dies 
zu einer Erhöhung der Nachfrage führen. 
Welche Effekte überwiegen, muss durch 
eine genaue Modellierung ermittelt wer-
den, wobei unklar ist, wie zuverlässig die 
gewonnenen Aussagen sind.
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Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. Börsenstrompreis sinkt durch Einspeisevorrang der EEG-geförderten Anlagen.
 b. EEG-Umlage steigt entsprechend.

3. Tarife/Kostenallokati on
EEG-Umlage kompensiert reduzierten Börsenpreis und wird verbrauchsabhängig erhoben.

4. Bilanzraum
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

5. Kopplung Energiepreise
EEG-Strom hat einen Börsenwert von 0,00 Euro. Gemäß der Merit-Order der Kraft werke sind 
Braunkohlekraft werke wett bewerbsfähiger als Gaskraft werke.

6. Speicherbarkeit
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

7. Rebound
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

Abbildung 13: Schemati sche Darstellung des Börsenpreiseff ekts in dem energiepoliti schen Zieldreieck. Die Wett -
bewerbsfähigkeit der (stromintensiven) Industrie verbessert sich durch niedrigere Strompreise bessere Verfügbarkeit 
der Energierohstoff e begründet durch den verminderten Verbrauch von fossilen Energieträgern (nach außen gerich-
tete, grüne Pfeile). Die Systemstabilität nimmt durch die Verdrängung der fl exiblen Kraft werke ab. Der Endverbrau-
cher erfährt eine zusätzliche Kostenbelastung über die Förderung der erneuerbaren Energien über die EEG-Umlage 
(nach innen gerichtete, rote Pfeile).
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5.4 Ausbau der Photovoltaik 
verteilt Belastungen und 
Gewinne ungleich

Zu den geografischen Unterschieden, die 
in der Natur der Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien liegen, kommen 
soziale Ungleichgewichte hinzu.52 Zwar 
öffnet das EEG den Stromerzeugungs-
markt für eine neue Gruppe von Produ-
zenten, nämlich für diejenigen, die sich die 
Investition (bei geeigneter Lage) insbe-
sondere in Photovoltaikanlagen (PV-An-
lagen) leisten können. In der Umsetzung 
bevorzugt sind daher Eigenheimbesitzer 
und Landwirte mit ausreichend Kapital 
für die anstehenden Investitionen. Diese 
wiederum werden über Vergütungen und 
die EEG-Umlage von allen nicht-befreiten 
Verbrauchern bezahlt.

Maßnahme und intendierte Wirkung
Der Ausbau erneuerbarer Energien in 
Deutschland wird über den Umweg der 
EEG-Umlage vom Endverbraucher fi-
nanziert. Die EEG-Umlage wird als ein 
prozentualer Aufschlag auf die abge-
nommene Menge an elektrischer Ener-
gie erhoben. Hiermit wird eine gerechte 
Lastenverteilung auf alle Stromkunden 
(abgesehen von befreiten Industriezwei-
gen) in Abhängigkeit von dem jeweiligen 
Elektrizitätsverbrauch angestrebt.

Tatsächlicher Effekt
In der Realität werden durch die EEG-
Umlage ärmere Bevölkerungsschichten in 
mehrfacher Weise stärker belastet als ein-
kommensstärkere. Diese Situation wird 
auch dann anhalten, wenn die Photovol-
taikkosten Netzparität erreichen und kei-
ne Förderung mehr erforderlich ist. 

Erläuterung
Der Effekt ist auf das Zusammenwirken 
der Förderung von erneuerbaren Ener-
gien (EEG) und die Tarife/Kostenallo-
kation im Energiemarkt zurückzuführen. 

52 IASS 2013.

Der Effekt wird auf drei Wegen hervor-
gerufen:

1. Zunächst macht bei einkommens-
schwächeren Bevölkerungsschichten 
der Verbrauch an elektrischer Ener-
gie einen prozentual höheren Anteil 
am Haushaltseinkommen aus im 
Vergleich zu einkommensstärkeren 
Bevölkerungsschichten (5,19 Prozent 
im untersten Dezil der Haushalts-
einkommen versus 1,99 Prozent im 
obersten Dezil).53 Eine Erhöhung der 
Strompreise wirkt sich also relativ 
zum verfügbaren Einkommen bei är-
meren Familien stärker aus. 

2. Der Umverteilungseffekt geht aller-
dings über diesen Effekt hinaus. Die 
Förderung der Einspeisung von Pho-
tovoltaikstrom, die in der Vergangen-
heit gute Renditen abwarf, kann in 
der Regel von Besitzern von Eigenhei-
men genutzt werden, die zudem die 
erforderliche Investition finanzieren 
können. Dies ist der einkommens-
stärkere Teil der Bevölkerung.54 Die 
EEG-Umlage – wie auch die Netzum-
lage – wird aber von allen Stromkun-
den finanziert. Die Kosten für die För-
derung der elektrischen Energie aus 
EEG-geförderten Anlagen, eben auch 
aus Photovoltaik, werden auf alle 
Stromkunden umgelegt. Im Ergebnis 
zahlen die einkommensschwächeren 
Haushalte die Amortisierung und den 
Gewinn aus Anlagen, die größtenteils 
von den wohlhabenderen Haushalten 
betrieben werden. 

3. Dieser Effekt bliebe auch dann wirk-
sam, wenn bei Netzparität auf die 
Förderung erneuerbarer Energien 
nach dem EEG komplett verzichtet 
würde. Die Eigentümer von Eigen-
heimen würden dann einen Teil des 
Eigenverbrauchs durch die eigene 
Photovoltaikanlage decken, gege-
benenfalls unterstützt durch einen 

53 Neuhoff et al. 2012.
54 Destatis 2013-1.
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lokalen Batteriespeicher. Dennoch 
würde die Mehrzahl der Eigenheime 
aus Gründen der Versorgungssicher-
heit weiterhin ans Netz angeschlos-
sen bleiben/werden. Dies würde 
wiederum dazu führen, dass die Be-
sitzer von PV-Anlagen nur noch we-
nig elektrische Energie über das Netz 
beziehen und sich damit – aufgrund 
der rein verbrauchsabhängigen Kos-
tenallokation – nur noch unwesent-
lich an der Netzumlage beteiligen 
würden, obwohl die Netzkosten für 
diese Stromkunden im Wesentli-
chen unverändert bleiben würden. 
Um das Netz finanzieren zu können, 
müsste die Netzumlage dann steigen, 
wodurch die Haushalte, die keinen 
Solarstrom für den Eigenverbrauch 
produzieren können (Mietwohnun-
gen), höher belastet würden. Auch 
dies führt im Ergebnis zu einem hö-
heren Beitrag für die Netzumlage 
und die EEG-Umlage durch einkom-
mensschwächere Haushalte. 55

55 Destatis 2013-2.

Fazit
Das EEG, jetzt bereits über die Einspeise-
vergütung, zukünftig verstärkt auch über 
die Netzumlage, wird nach den derzeiti-
gen Regelungen überproportional durch 
einkommensschwächere Haushalte fi-
nanziert. Dies birgt erhebliches soziales 
Konfliktpotenzial. Insbesondere droht 
hierdurch die Akzeptanz für die Ener-
giewende zu schwinden. Bei weiterem 
Ausbau insbesondere der Photovoltaik 
im Eigenheimbereich könnte daher eine 
veränderte Tarifstruktur auf dem Elektri-
zitätsmarkt erforderlich werden.

Effekte höherer Ordnung
Mögliche „einfache“ Lösungen des Prob-
lems (verbrauchsunabhängige Netzumla-
ge, „Flatrate“ für Strom…) würden Anreize 
zum unerwünschten verschwenderischen 
Umgang mit elektrischer Energie setzen. 
Daher sind hier innovative Lösungen 
zu entwickeln, mit denen die Lasten des 
Ausbaus erneuerbarer Energien gerechter 
verteilt werden können. 

Von … bis unter 
… Euro

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin

Mieter/
-innen

Eigentümer/
-innen

Mieter/
-innen

Eigentümer/
-innen

Mieter/
-innen

Eigentümer/
-innen

unter 900 86,4 % 13,6 % 85,8 % 14,2 % 87,8 % 12,2 %

900 bis 1 300 79,1 % 20,9 % 77,0 % 23,0 % 84,5 % 15,5 %

1 300 bis 1 500 70,4 % 29,6 % 67,7 % 32,3 % 78,4 % 21,6 %

1 500 bis 2 000 64,7 % 35,3 % 62,8 % 37,2 % 71,0 % 29,0 %

2 000 bis 2 600 52,1 % 47,9 % 49,8 % 50,2 % 61,0 % 39,0 %

2 600 bis 3 600 40,5 % 59,5 % 38,8 % 61,2 % 49,4 % 50,6 %

3 600 bis 5 000 29,2 % 70,8 % 28,4 % 71,6 % 34,2 % 65,8 %

5 000 bis 18 000 20,9 % 79,1 % 20,6 % 79,4 % 22,7 % 77,3 %

Tabelle 2: Haushaltseinkommen und Hausbesitz.55
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Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
EEG-Umlage und Haushaltsstromkosten steigen.

3. Tarife/Kostenallokati on
 a. Volkswirtschaft liche Vorteile Kosten (Netzkosten) spiegeln sich nicht in betriebswirtschaft lichen 
  Kosten (PV-Anlagenbetreiber) wider.
 b. Verteilung Fixkosten auf eine kleinere Gruppe führt zu höherer Umlage, die verstärkt

 einkommensschwache Haushalte trifft  .
 c. Strommengenbezogene Umlagen (EEG-Umlage, Netzumlage) belasten jene Endverbraucher,
  die keinen Strom für den Eigenverbrauch erzeugen können stärker als jene, die über eine eigene
  EEG-geförderte Stromerzeugung verfügen.

4. Bilanzraum
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

5. Kopplung Energiepreise
Keine speziellen Eff ekte identi fi ziert.

6. Speicherbarkeit
In Kombinati on mit dem Rebound-Eff ekt wird die Investi ti on in dezentrale Batt eriespeicher in 
Kombinati on mit Photovoltaikanlagen att rakti v.

7. Rebound
Höhere Umlagen begünsti gen den vermehrten Eigenverbrauch.

Abbildung 14: Schemati sche Darstellung des Eff ektes der Finanzierung der EEG-Förderung über die EEG-Umlage in 
dem energiepoliti schen Zieldreieck. Sie führt zu einer zusätzlichen Belastung bezüglich der Bezahlbarkeit (nach in-
nen gerichteter, roter Pfeil) für den Endverbraucher durch die Umlage der Vergütungen auf die anderen Verbraucher 
und lässt die anderen Ziele unbeeinfl usst.
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zu dem die Energie für den Speicher-
vorgang „eingekauft“ wird und dem 
Preis, zu dem sie wieder in das Netz 
eingespeist („verkauft“) wird.

Außerdem müssen zur Maximierung der 
Wirtschaftlichkeit die Phasen niedrigen 
Preisniveaus lang genug sein, um eine 
möglichst vollständige Beladung des 
Speichers zu ermöglichen; Analoges gilt 
für die Entladephasen. Diese wirtschaft-
lichen Zusammenhänge sind gültig für 
alle Speichertechnologien, unabhängig 
davon, ob Minuten-, Stunden- und Ta-
gesspeicher oder Langzeitspeicher be-
trachtet werden.

Nicht intendierter Nebeneffekt
Die stark gestiegene Einspeisung von 
Photovoltaikstrom ins Netz hat einen ne-
gativen Einfluss auf den wirtschaftlichen 
Betrieb von Stunden- und Tagesspeichern 
im heutigen Energiesystem, also insbe-
sondere für die existierenden Pumpspei-
cherkraftwerke. 

Erläuterung
Wasserpumpspeicherkraftwerke sind die 
kostengünstigste und praktisch einzige 
derzeit großtechnisch verfügbare Tech-
nologie, um Strom in großen Mengen zu 
speichern. Der Preisunterschied zwischen 
Spitzen- und Grundlaststrom war in der 
Vergangenheit, vor dem massiven Ausbau 
der Photovol taik, in den Mittagsstunden 
am höchsten. In gut vorhersagbarer Wei-
se konnte nachts der Pumpbetrieb erfol-
gen und mittags auf Turbinenbetrieb um-
geschaltet werden. 

Insbesondere an Tagen mit hoher 
Sonneneinstrahlung ist gerade in den bis-
lang für die Wasserpumpspeicherkraft-
werksbetreiber interessantesten Stunden 
das Stromangebot durch das Dargebot 
aus Photovoltaikanlagen so weit gestie-
gen, dass sich in den letzten Jahren nicht 
nur die maximale Preisdifferenz, sondern 
auch die durchschnittliche Zeitspanne 
einer für den Pumpbetrieb und den sich 

5.5 Photovoltaik-Ausbau reduziert 
Wirtschaftlichkeit von Strom-
speichern (Pumpspeicherkraft-
werke)

Maßnahme und intendierte Wirkung 
Das Gesetz für den Vorrang Erneuerba-
rer Energien (EEG) wurde eingeführt, um 
den Ausbau erneuerbarer Energien (ins-
besondere Solar- und Windenergie sowie 
Bioenergie) in einer Weise zu fördern, 
dass sich die Investition in entsprechen-
de Anlagen auch unter wirtschaftlichen 
Aspekten lohnt. In allen drei Bereichen ist 
ein starker Ausbau über die letzten Jahre 
zu verzeichnen; im Falle der Photovoltaik 
allein in dem Jahr nach der Energiewende 
(von 2011 auf 2012) um ca. 30 Prozent auf 
über 30 GWp beziehungsweise um ca. 45 
Prozent auf 28 TWh.

Tatsächlicher Effekt
Naturgemäß variiert die Stromprodukti-
on aus Photovoltaik. Nachts kann keine 
Einspeisung erfolgen; im Tagesverlauf 
weist sie ein Maximum mittags auf. Hin-
zu kommt eine jahreszeitliche Variation 
mit einem Maximum in den Sommermo-
naten. Die Relation Sommer zu Winter 
entspricht der Relation 4 – 8 : 1.56 Dem 
steht zwar ein ungefähr reziproker Ver-
lauf der Einspeisung von Wind gegen-
über, allerdings sind Photovoltaikanla-
gen und die bestehenden Pumpspeicher 
in Deutschland überwiegend im Süden 
lokalisiert, weshalb der nachfolgend be-
schriebene Effekt in sommerlichen Mit-
tagsstunden vermutlich am stärksten 
ausgeprägt ist.

Die Wirtschaftlichkeit von Energiespeichern 
allgemein und Stromspeichern (speziell 
Pumpspeichern) wird vor allem durch fol-
gende Faktoren bestimmt:
• die Zahl der Zyklen,
• die in jedem Zyklus bewegte Energie-

menge,
• und die Differenz zwischen dem Preis, 

56 Wirth 2014.
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anschließenden Turbinenbetrieb wirt-
schaftlich lohnenden Phase signifikant 
verringert haben.57 Zusammen mit dem 
aufgrund der verringerten Vorhersagbar-
keit wesentlich schwierigeren Anlagen-
management stellen diese Entwicklungen  
schon heute die Wirtschaftlichkeit von 
Pumpspeichern infrage.

57 DENA 2012.

Fazit
Neben den hier nicht diskutierten Ak-
zeptanzproblemen aufgrund des starken 
Eingriffs in die Landschaft beim Bau von 
Pumpspeicherkraftwerken ist der in die-
sem Abschnitt beschriebene – ungewoll-
te – Effekt des Ausbaus der Photovoltaik 
ein starkes Hindernis für den mittel- und 
langfristig alternativlosen Aufbau von 
Speicherkapazitäten jeglichen Typus.58 

58 Öko-Institut 2012.

 
Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
Keine speziellen Effekte identifiziert.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. EEG-Umlage hat zu einem starken Ausbau der Photovoltaikanlagen geführt, die ihre 

 Erzeugungsspitze zur Mittagszeit haben.
 b. EEG-Strom hat Einspeisevorrang.

3. Tarife/Kostenallokation
 a. Die EEG-Vergütung erfolgt tageszeitunabhängig.
 b. Photovoltaikstrom ist bedingt prognostizierbar, ebenfalls sinkt die Prognostizierbarkeit der
  Nutzung von Pumpspeicherkraftwerken.
 c. Investitionen in neue Speicher werden unattraktiver.

4. Bilanzraum
Keine speziellen Effekte identifiziert.

5. Kopplung Energiepreise
Keine speziellen Effekte identifiziert.

6. Speicherbarkeit
Wirtschaftlichkeit von Speichern wird prinzipiell reduziert und damit der Aufbau von Speicherka-
pazitäten und die Entwicklung von Speichertechnologien erschwert.

7. Rebound
Keine speziellen Effekte identifiziert.
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Abbildung 15: Schemati sche Darstellung des Eff ektes der reduzierten Wirtschaft lichkeit von Pumpspeicherkraft -
werken durch Ausbau der Photovoltaik in dem energiepoliti schen Zieldreieck. Die Systemstabilität wird durch die 
reduzierte Wirtschaft lichkeit ebenso negati v beeinfl usst (nach innen gerichtete, rote Pfeile) wie die Bezahlbarkeit 
für den Endverbraucher, da die gegenwärti g kostengünsti gste Stromspeichertechnologie unwirtschaft lich wird. Die 
anderen Ziele werden nicht beeinfl usst.

5.6 Ausbau kleiner dezentraler KWK-
Anlagen (Kraft -Wärme-Kopplung) 
erhöht die CO2-Emissionen

Maßnahme und intendierte Wirkung
Gemäß den Eckpunkten für ein integ-
riertes Energie- und Klimaprogramm 
soll die Nutzung der gekoppelten Pro-
duktion von Strom und Wärme (KWK) 
bis 2020 von 12,5 Prozent im Jahr 2007 
auf 25 Prozent der gesamten Stromer-
zeugung verdoppelt werden.59 Dabei sol-
len neben traditionellen Anlagen für die 
Fernwärmeproduktion oder industrielle 
KWK auch dezentrale kleinere Anlagen 
auf Erdgasbasis bis hin zu Mikro-KWK-
Anwendungen im Haushalt gefördert 
werden. Zielsetzung ist es, durch die effi  -
ziente Nutzung der Abwärme der Strom-
produktion den Energieeinsatz und die 
CO2-Emissionen zu senken (vergleiche 

59 BMWi 2007.

hierzu auch die ergänzende Darstellung 
bei Umbach60). 

Tatsächlicher Eff ekt
Der Ausbau und Betrieb von kleinen 
KWK-Anlagen erhöht nicht nur die Kos-
ten des Energiesystems, sondern auch die 
CO2-Emissionen in Europa.

Erläuterung
Die CO2-Emissionen von Anlagen des 
Energiesektors sind ab einer Größe von 
20 MW Feuerungsleistung im ETS integ-
riert und gedeckelt. Große KWK-Anlagen 
erhalten Zertifi kate für den Wärmeanteil 
KWK kostenlos allokiert, was ihre Posi-
tion gegenüber reinen Stromerzeugungs-
anlagen verbessert.61 Kleinere Anlagen 
(< 20 MW) werden nicht von dem europä-
ischen Handelssystem erfasst. Durch den 

60 Umbach 2015.
61 UBA 2014.
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geförderten Betrieb der kleineren Anlagen 
entstehen zusätzliche CO2-Emissionen, 
die in etwa in der Größenordnung der 
Emissionen einer reinen Erdgasheizung 
liegen. 

Die Bewertung der KWK-Anlage im 
Sinne der CO2-Emissionen ist davon ab-
hängig, ob sie wärme- oder stromgeführt 
betrieben wird. Wärmegeführt betrieben 
ersetzt sie eine entsprechende Heizung. 
Der Strom fällt als zusätzliches Produkt 
an. Da die Emissionen in etwa denen ei-
ner Erdgasheizung entsprechen, verhält 
sich der Ersatz einer Erdgasheizung durch 
eine kleine wärmegeführte KWK-Anlage 
aus Sicht der CO2-Emissionen neutral. 
Der Betrieb von kleinen, dezentralen 
wärmegeführten KWK-Anlagen führt zu 
einem erhöhten Stromdargebot und re-
duziert den Betrieb von regulären Kraft-
werken. Dies wiederum wirkt preisdämp-
fend auf die CO2-Zertifikate, wodurch der 
Betrieb von Kohlekraftwerken attraktiver 
wird. Die Gesamtemissionen von CO2 im 
Rahmen des ETS bleiben ohne zusätzliche 
Maßnahmen konstant.

Wird die Anlage hingegen stromge-
führt betrieben, ersetzt sie Kraftwerke, die 
im ETS-Bilanzraum integriert sind. Eine 
zusätzliche Heizung wird gegebenenfalls 
immer noch benötigt. Daher fallen die 
Emissionen der stromgeführten KWK 
zusätzlich durch die im ETS begrenzten 
Emissionen an. 

 
Da die Kosten der gekoppelten Produk-
tion von Strom und Wärme in kleinen 
Anlagen deutlich höher sind als die einer 
Kombination aus reiner Erdgasheizung 
und einem modernen Gaskraftwerk stei-
gen auch die volkswirtschaftlichen Kosten 
des Gesamtsystems. 

KWK-Anlagen können sowohl wär-
me- als auch stromgeführt betrieben wer-
den, je nach Anwendungsziel. Dies führt 
zu einer Minderung der Flexibilität im 
System, weil in dem Moment, da Wärme 

benötigt wird (zum Beispiel im Winter), 
automatisch auch Strom produziert wird. 
Die Nutzung von thermischen Speichern 
kann die Wärmenutzung von der Strom-
erzeugung entkoppeln, ist jedoch mit Zu-
satzkosten verbunden.

Fazit 
Der geförderte Ausbau der dezentralen 
Kraft-Wärme-Kopplung sollte hinsicht-
lich seiner kosten- und emissionssteigern-
den Wirkung im aktuellen Systemkontext 
kritisch hinterfragt werden.

Hinweise (weitere Effekte etc.)
Selbst wenn es kein ETS gäbe beziehungs-
weise wenn kleine KWK-Anlagen vom 
ETS erfasst wären, sind deren CO2-Emis-
sionen kaum geringer als die einer Kom-
bination eines modernen Gaskraftwerks 
und einer modernen Gasbrennwerthei-
zung. Die Kombination aus Stromerzeu-
gung in einem Gaskraftwerk und Heizung 
mithilfe einer strombetriebenen Wärme-
pumpe weist sogar geringere Emissionen 
auf.62 Dies liegt im Wesentlichen an dem 
geringen elektrischen Wirkungsgrad klei-
ner KWK-Anlagen. 

Da der eigenerzeugte und -ver-
brauchte Strom nicht, oder nur einge-
schränkt mit Umlagen (EEG, Netzge-
bühren, KWK-Umlage, Stromsteuer etc.) 
belastet wird, steigen die spezifischen 
Stromkosten für andere Verbraucher, die 
den entsprechenden Anteil der Kosten 
übernehmen müssen. Das Netz wird aber 
als Back-up-System und Einspeisekanal 
dennoch in voller Anschlussleistung be-
nötigt. 

62 Erdmann/Dittmar 2010.
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Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem (ETS)
 a. ETS umfasst Anlagen >20 MW.
 b. Kostenlose Zerti fi kate für den Wärmeanteil verbessern Wett bewerbsfähigkeit der großen

 KWK-Anlagen gegenüber Stromerzeugern.
 c. Kleinere Anlagen werden nicht erfasst und ihre Emissionen verhalten sich kumulati v.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
 a. Förderung der KWK-Anlagen mit Einspeisevorrang.
 b. Vergütung nimmt mit zunehmender Größe der Anlagen ab.

3. Tarife/Kostenallokati on
 a. Stromgeführter Betrieb für maximales Ausnutzen der EEG-Förderung sinnvoll.
 b. Wärmegeführter Betrieb (zum Beispiel im Winter) macht Stromerzeugung unfl exibel.

4. Bilanzraum
Innerhalb/außerhalb ETS besti mmt die Bewertung der CO2-Emissionen.

5. Kopplung Energiepreise
Dezentrale KWK-Anlagen laufen primär auf Erdgasbasis.

6. Speicherbarkeit
Strom und Wärme sind relati v schwer zu speichern. Der Einsatz von Wärmespeichern in dezentra-
len KWK-Anlagen kann einen Flexibilitätsfreiheitsgrad eröff nen.

7. Rebound
Durch Förderung wird maximale Laufzeit, ungeachtet des aktuellen Wärmebedarfs, unterstützt.

Abbildung 16: Darstellung des Eff ektes der Förderung dezentraler KWK in dem energiepoliti schen Zieldreieck. Sie 
führt zu geringerer Systemstabilität im Stromnetz, wenn die KWK-Anlage wärmegeführt (zum Beispiel im Winter) 
betrieben wird, zusätzlichen Kostenbelastungen für den Endverbraucher durch die Entlastung des KWK-Betreibers 
und zu höheren CO2-Emissionen (nach innen gerichtete, rote Pfeile), da ein durch das ETS geregelter und gedeckelter 
Bereich diesem Bilanzraum entzogen wird, wenn dadurch Großkraft werke verdrängt werden.
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ten und damit die Einhaltung des Cap 
vereinfacht wird. Allerdings geschieht 
dies zu deutlich höheren Kosten (je nach 
Anlagengröße gemäß EEG-Vergütung 
entstehen CO2-Vermeidungkosten für 
Wind bei (100-150 €/t), bei PV von 650-
1050 €/t, als wenn dies allein dem ETS-
Mechanismus überlassen würde, dessen 
Zertifikatepreise seit 2005 zwischen 3 
und 30 €/t liegen.65 Abbildung 17 stellt 
die CO2-Vermeidungskosten, wie sie auf 
Basis der aktuellen EEG-Vergütungen für 
die verschiedenen Technologien anfallen, 
dar.6667

65 FFE/VBEW 2009.
66 Eine interessante Perspektive bieten die CO2-Vermei-

dungskosten, das heißt die Kosten in Euro, die für den 
Einsatz einer bestimmten Technologie im Vergleich 
zu einer definierten Referenztechnologie entstehen, 
um die Treibhausgasemissionen um eine Tonne CO2 
zu vermindern. Die Aussagekraft ist am besten, wenn 
vergleichbare Technologien und Einsatzszenarien 
betrachtet werden. Im Sinne des Diagramms werden die 
Ecken Klimaschutz und Wirtschaftlichkeit zusammen 
betrachtet. Die Versorgungssicherheit ist dabei nicht 
berücksichtigt.

67 UBA 2013.

5.7 Förderung erneuerbarer Ener-
gien erhöht die Laufzeit von 
Kohlekraftwerken

Maßnahme und intendierte Wirkung
Der Ausbau der erneuerbaren Energien 
hat unter anderem zum Ziel, die Verbren-
nung von fossilen Brennstoffen und damit 
die CO2-Emissionen zu senken. Es besteht 
daher vielfach die Erwartung, dass bei 
einer Erhöhung des erneuerbar produ-
zierten Stroms die Auslastung von Kohle-
kraftwerken sinkt.

Tatsächlicher Effekt
Die kohlebasierte Bruttostromerzeugung 
aus Braun- und Steinkohle schwankt 
in Deutschland seit 2002 um rund 280 
TWh.63 Im Jahr 2013 betrug sie 286 TWh.64 

Erläuterung
Durch den Ausbau der Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien wird die 
Nachfrage nach CO2-Zertifikaten im Rah-
men des europäischen Emissionshan-
delssystems (ETS) aus dem Energiesek-
tor gesenkt. Hierdurch sinken die Preise 
für die Emissionszertifikate. Davon pro-
fitiert die relative Wettbewerbsfähigkeit 
der emissionsintensiven Technologien, 
etwa die kohlebasierte Stromerzeugung 
gegenüber emissionsarmen Technologi-
en wie zum Beispiel Gaskraftwerken. 

Dies führt zu höheren Laufzeiten 
von Kohlekraftwerken und geringeren 
Laufzeiten von Gaskraftwerken. Die Ge-
samtemission an CO2 in Europa erhöht 
sich nicht, da diese innerhalb des ETS 
durch den Cap vorgegeben ist. 

 
Die intendierte CO2-Reduktion über die 
Zeit soll durch die zukünftige Absenkung 
des Cap erreicht werden. Die erneuerba-
ren Energien leisten einen Beitrag, in-
dem sie durch das CO2-freie zusätzliche 
Stromdargebot den Stromsektor entlas-

63 BDEW 2013-3.
64 BDEW 2013-3; BDEW 2013-4.
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Abbildung 17: Abschätzung der CO2-Vermeidungskos-
ten66 auf Basis der aktuellen EEG-Vergütung für neue 
Anlagen. Die Vermeidungskosten für Anlagen, die in der 
Geltungsdauer vorhergehender Vergütungssätze errich-
tet wurden, liegen höher. Grundlage ist der deutsche 
Strommix mit Emissionen von 570 gCO2 pro kWh und die 
vereinfachte Annahme, dass die erneuerbaren Techno-
logien den Strom emissionsfrei produzieren.67 Rück-
kopplungen auf den Strommix sind nicht berücksichtigt. 
Generell haben kleinere Anlagen höhere Vergütungssät-
ze und damit höhere CO2-Vermeidungskosten. Es wurde 
ein Strompreis von 4 €ct/kWh zugrunde gelegt.
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Fazit
Der europäische Emissionshandel gewähr-
leistet das Einhalten der europaweiten 
Emissionsziele, wenn auch durch die EEG-
Förderung zu volkswirtschaftlich höheren 
Kosten, als diese in einem reinen Markt-
modell anfallen würden. Unter den gegen-
wärtigen Marktbedingungen ist die Nut-
zung von Kohle attraktiver als die von Gas.

Hinweise
Die aktuell niedrigen Zertifikatepreise von 
unter 5 €/t resultieren zum größten Teil 
aus einem geringeren Bedarf aufgrund ei-
nes schwächeren Wirtschaftswachstums 
(ca. 15 bis 20 Prozent) sowie einer gene-
rellen Überallokation an Zertifikaten im 
ETS. Der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien ist im Vergleich hierzu ein kleinerer 
Effekt, da die Größenordnung des Effek-
tes in der ursprünglichen Ausgestaltung 
des ETS ausreichend gut berücksichtigt 
wurde.68 

Um die Umstellung von Steinkohle 
auf Gas über das ETS zu bewirken, wären 
hierfür bei den aktuell günstigen Kohle-
preisen CO2-Zertifikatepreise von rund 
30 bis 40 €/t erforderlich.69,70 Selbst in 
diesem Szenario wären Gaskraftwerke 
aufgrund des deutlich höheren Gaspreises 
nicht in der Lage, Braunkohlekraftwerke 
zu verdrängen.

68 Öko-Institut 2013.
69 Götz/Lenck 2013.
70 Wissel et al. 2010.

Abbildung 18: Darstellung der Kostenparität von 
Gaskraftwerken zu Kohlekraftwerken am Beispiel 
einer Einzelfallbetrachtung. Darstellung in Funktion der 
Brennstoffpreisdifferenz und CO2-Emissionszertifikate-
preises. In diesem speziellen Beispiel wäre die Kosten-
parität zu dem betrachteten Steinkohlekraftwerk bereits 
bei einem Zertifikatepreis von 27 €/tCO2 gegeben. Die 
beiden isolierten Punkte geben die aktuellen Brennstoff-
preisdifferenzen wieder. Die Steigung der Geraden ist 
abhängig von der jeweiligen CO2-Intensität der betrach-
teten Kraftwerke, der Schnitt mit der Ordinate hängt von 
der Differenz der sonstigen fixen und variablen Kosten 
der Kraftwerke ab. Die absoluten Werte der Grafik sind 
kraftwerksspezifisch. Die Kraftwerke (Gas/Stein-/Braun-
kohle) wurden mit einem elektrischen Wirkungsgrad 
von 60 Prozent/38 Prozent/35 Prozent berechnet. Für 
Brennstoffpreisdifferenzen über der entsprechenden 
Geraden ist der Einsatz des Kohlekraftwerks günstiger 
als der Einsatz des Gaskraftwerks. Unterhalb der Gera-
den ist der Einsatz des Gaskraftwerks wirtschaftlicher. 
Entlang der jeweiligen Geraden sind die Kosten beider 
Kraftwerkstypen identisch. Die Kostenkalkulation basiert 
auf Werten für moderne Kraftwerke von Wissel et al. 
Unter der Annahmen von 7500 Volllaststunden.71 Für die 
Rohstoffpreise wurde zusätzlich auf die Daten des BMWi 
zurückgegriffen.72

71 Ebd.
72 BMWi 2014.
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Übe rsicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
 a. Deckelt die Gesamtmenge an CO2-Emissionen in Europa.
 b. Nachfrage und Angebot defi nieren den Zerti fi katepreis.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
Förderung der Stromerzeugung aus Erneuerbare-Energien-Anlagen durch Einspeisevorrang redu-
ziert die Nachfrage des Stromsektors innerhalb des ETS und damit den Zerti fi katepreis.

3. Tarife/Kostenallokati on
Resulti erender Zerti fi katepreis ist zu niedrig, um einen Wechsel von Kohle zu Erdgas betriebswirt-
schaft lich zu rechtf erti gen.

4. Rebound
Keine speziellen Eff ekte.

5. Bilanzraum
Nati onale Förderung reduziert europaweit die Anreize, in CO2-mindernde Technologien zu investi eren.

6. Kopplung Energiepreise
Höhere CO2-Zerti fi katepreise könnten die Kostenstruktur in der Stromerzeugung zugunsten von 
Erdgas und zuungunsten von Steinkohle verändern.

7. Speicherbarkeit
Keine speziellen Eff ekte.

Abbildung 19: Schemati sche Darstellung des Eff ektes einer durch Photovoltaikförderung induzierten Senkung 
von Zerti fi katepreisen auf das energiepoliti sche Zieldreieck. Die Verfügbarkeit der Energierohstoff e verbessert 
sich aufgrund der Nutzung von ausreichend vorhandener Kohle gegenüber Erdgas (nach außen gerichteter, grüner 
Pfeil). Allerdings verschlechtern (nach innen gerichtete, rote Pfeile) sich der Ressourcenschutz durch die Nutzung 
der heimischen Braunkohle und die Bezahlbarkeit für den Endverbraucher durch die Umlage der hohen EEG-
Vergütung.
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5.8 Ausbau von Photovoltaik und 
Windkraft benötigt das Vorhal-
ten von fossilen Backup-Kraft-
werken und Speichern

Maßnahme und intendierte Wirkung
Der massive Ausbau erneuerbarer Ener-
gien im Stromsektor führt zu einer Redu-
zierung der fossilen und nuklearen Kraft-
werkskapazität.

Tatsächlicher Effekt
Trotz des massiven Ausbaus der erneu-
erbaren Stromerzeugung hat sich die 
Gesamtkapazität des fossilen Kraftwerks-
parks von im Mittel 80 GW seit dem Jah-
re 2000 praktisch nicht verändert. Der 
bisherige Rückbau der Kernkraftkapa-
zitäten wurde allerdings vollständig von 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
kompensiert, ebenso wie der Anstieg der 
Bruttostrommenge um zehn Prozent seit 
dem Jahr 2000.

Erläuterung73

Der mit der Implementierung des EEG 
einhergehende Einspeisevorrang und die 
hohe Vergütung von Strom aus erneuer-
baren Quellen haben zu einem massiven 
Ausbau der erneuerbaren Stromerzeu-

73 BMWi 2014.

gungskapazitäten und zu einem starken 
Anstieg der erneuerbaren Strommengen 
geführt, wie in Abbildung 20 dargestellt.

Besonders stark ist dieser Ausbau 
bei der Photovoltaik und Windenergie 
erfolgt, was insofern kritisch ist, als beide 
Stromerzeugungstechnologien stark wit-
terungsabhängig und tageszeitabhängig 
sind. Zwar wird der erzeugte Strom jeder-
zeit abgenommen, er ist jedoch nur be-
dingt vorhersagbar und steht daher dem 
Netz nicht als gesicherte Leistung zur Ver-
fügung.74

Dies verdeutlicht ein Blick auf die 
Volllaststunden von Photovoltaik und 
Windenergie, also die Anzahl der Stunden 
im Jahr, in denen eine Photovoltaik- oder 
Windenergieanlage rechnerisch die ihrer 
spezifizierten Spitzenleistung entspre-
chende Strommenge liefert, berechnet 
aus der jährlichen erzeugten Strommenge 
dividiert durch die installierte Leistung. 
Im Falle der Photovoltaik beträgt diese 
im Durchschnitt rund 900-1000 Stunden, 
im Falle von Onshore-Windkraftanlagen 
rund 1550 Stunden (2012, 3-Jahresmit-
tel) und im Falle von Offshore-Windkraft-
anlagen für den Windpark alpha ventus 

74 Als gesicherte Leistung wird hier die Leistung ver-
standen, die durch eine Erzeugungstechnologie dem 
Stromnetz garantiert bereitgestellt werden kann.

Abbildung 20: Beiträge zur Bruttostromerzeugung. Absolute Beiträge der einzelnen Technologien links, relative Anteile an der Bruttostromerzeugung 
rechts�73
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rund 445075 Stunden (2010).76,77 Diese Be-
trachtung vernachlässigt jedoch, dass die 
erzeugten Strommengen zeitlich extrem 
variabel sind und die Volllaststunden in 
Abhängigkeit vom Standort ebenfalls sehr 
stark variieren. Abbildung 21 zeigt auf, 
wie viele Stunden im Jahr die Windkraft-
anlagen welchen Anteil ihrer installierten 
Leistung liefern können. Es ist offensicht-
lich, dass die Kennzahl der installierten 
Leistung nur eine sehr bedingte Aussa-
gekraft für die real zu einem bestimmten 
Zeitpunkt bereitgestellte Leistung hat.

Da die Stromnachfrage jedoch 
witterungsunabhängig ist und sich nicht 
danach richtet, ob die Sonne scheint 
oder der Wind bläst, muss die benötig-
te Leistung dem Stromnetz dennoch je-
derzeit zur Verfügung stehen. Hierfür 
können Stromimport und auch Pump-
speicherkraftwerke einen Beitrag leisten. 
Der Hauptbeitrag wird jedoch durch das 
Vorhalten von Leistung konventionel-
ler Kraftwerkskapazität gesichert, die als 
entsprechende Reserve bereitsteht. Die 

75 ÜNB/BMWi 2013.
76 BDEW 2013-4.
77 IWES 2012.

Jahreshöchstlast 2012 trat am 07.02.2012 
um 19:15 Uhr mit einem Wert von 81,8 
GW auf – mithin die Größenordnung des 
installierten fossilen Kraftwerkparks (ver-
gleiche Abbildung 20), der jedoch auch 
nicht immer vollständig betriebsbereit ist. 
Im Sinne der Versorgungssicherheit soll-
te die Jahreshöchstlast, zuzüglich einer 
Sicherheitsreserve, durch betriebsbereite 
Kraftwerkskapazitäten gewährleistet sein. 
Durch die unsichere Verfügbarkeit von 
volatilen erneuerbaren Energien sowie 
die nur geringen Kapazitäten an gesicher-
ter Leistung aus erneuerbaren Energien 
(Biomasse, Wasser, Geothermie) und ge-
ringen Stromspeicher- sowie Importka-
pazitäten muss diese Aufgabe auch wei-
terhin von einem fossilen Kraftwerkspark 
in der entsprechenden Größenordnung 
erfüllt werden. 

Damit wird verständlich, warum 
die erneuerbaren Energiequellen zwar 
einen wachsenden Anteil an den Strom-
mengen im Netz stellen, die bereitgestellte 
Leistung des konventionellen Kraftwerk-
sparks jedoch unverändert auf einem Ni-
veau liegt, mit dem weiterhin die gesamte 
Stromversorgung übernommen werden 
könnte. Auch wenn sich die Gesamtkapa-

Abbildung 21: Geordnete Einspeisung aus Windkraftanlagen 2010-2012.75
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zität des konventionellen Kraftwerksparks 
damit kaum verändert hat, so haben sich 
sehr wohl die Bedingungen, unter denen 
diese Kraftwerke betrieben werden, an 
den zunehmenden Beitrag der erneuerba-
ren Energien angepasst. Durch den Ein-
speisevorrang der erneuerbar erzeugten 
Strommengen werden die konventionel-
len Kraftwerke häufiger flexibel betrieben 
und erzeugen ihrerseits weniger Volllast-
stunden Strom als in ihrer ursprünglichen 
Auslegung und Investitionsentscheidung 
zugrunde gelegt.

Fazit
Der massive Ausbau der volatilen erneuer-
baren Stromerzeugungskapazitäten führt 

zu höheren Strommengen aus erneuerba-
ren Energien im Stromnetz. Die Leistung 
dieser Anlagen steht aber nicht gesichert 
zur Verfügung, was das Vorhalten einer 
Reservekapazität annähernd im Umfang 
der anliegenden Höchstlast bedingt, die 
vornehmlich durch konventionelle (Braun-
kohle-, Steinkohle- und Gas-) Kraftwerke 
bereit gestellt wird. 

Hinweise
Der Merit-Order-Effekt macht den Neu-
bau von allen fossilen Backup-Kraftwer-
ken derzeit unwirtschaftlich, da diese 
gegen die Grenzkosten des abgeschriebe-
nen Kraftwerkspark nicht bestehen kön-
nen.

Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
Keine speziellen Effekte.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
Förderung der Wind- und Photovoltaikanlagen mit Einspeisevorrang.

3. Tarife/Kostenallokation
Keine speziellen Effekte.

4. Bilanzraum
Keine speziellen Effekte.

5. Kopplung Energiepreise
Keine speziellen Effekte.

6. Speicherbarkeit
Strom aus volatilen erneuerbaren Energien kann nicht gespeichert werden. Aus Gründen der Netz-
stabilität ist das Vorhalten einer fossilen Kraftwerksreserve unabdingbar.

7. Rebound
Keine speziellen Effekte.
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5.9 Die ö   ffentliche Diskussion um 
den Netzausbau entspricht 
nicht dem auf verschiedenen 
Ebenen entstehenden Aufwand

Maßnahme und intendierte Wirkung
Durch die Förderung von kleineren An-
lagen im Rahmen des EEG wird eine Di-
versifi zierung der Stromerzeugung ange-
strebt mit dem Ziel, große zentrale fossile 
Kraftwerke zu substituieren. Zudem wird 
eine Steigerung der Energieeffi  zienz 
durch Einsatz von KWK angestrebt. Der 
Ausbau von Windenergie an den Küsten 
(höheres Windangebot, On- und Off -
shore) wird bei gleichzeitiger Abschaltung 
großer Kernkraftwerksleistung in Süd-
deutschland umgesetzt. Um die Regio-
nen starker Energiebereitstellung mit den 
Verbrauchszentren zu verbinden, sind 

Abbildung 22: Schemati sche Darstellung des Eff ektes der Notwendigkeit des Vorhaltens fossiler Kraft werke oder 
Speicher durch die EEG-Förderung regenerati ver volati ler Stromerzeugung. Ressourcenschutz und die Verfügbarkeit 
von Energierohstoff en verbessern (nach außen gerichtete, grüne Pfeile) sich durch geringere Nutzung der fossilen 
Kraft werke, wobei dies mit Verschlechterungen (nach innen gerichtete, rote Pfeile) beim Klimaschutz, da die Moder-
nisierung des konventi onellen Kraft werkparks durch effi  ziente Anlagen unterbleibt, der Systemstabilität durch die 
Volati lität der erneuerbaren Energien und einer erhöhten Kostenbelastung durch die Umlage der hohen EEG-Vergü-
tungen für den Endverbraucher, einhergeht.

Leitungsneubauten im Übertragungsnetz 
geplant, die öff entlich kontrovers disku-
tiert werden.

Tatsächlicher Eff ekt
Der Ausbau dezentraler Kapazitäten führt 
tatsächlich zu einer hohen Netzbelas-
tung der Hochspannungsleitungen von 
Nord- nach Süddeutschland. Unter Kos-
tengesichtspunkten sind jedoch die Maß-
nahmen zur Ertüchtigung der Verteilnet-
ze viel gravierender. Kleinere dezentrale 
Erzeugungseinheiten (KWK/Photovolta-
ik) speisen ins Niederspannungsnetz ein, 
dessen Kapazitäten durch zunehmend er-
höhte Einspeisung bereits ausgereizt sind. 
Die vermehrte Einspeisung ins Nieder-
spannungsnetz kann, wegen der Einspei-
sung auf einer Phase (keine Drehstrom-
einspeisung), zu Phasenungleichgewichten 
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führen. Damit wird die Netzsicherheit ge-
fährdet, was einen hohen Ausbaubedarf 
auf der Ebene der Verteilnetze erfordert.

Erläuterung
Um die Integration der erneuerbaren 
Energien in die bestehenden Netze zu 
bewerkstelligen, bei gleichzeitiger Beibe-
haltung der Stromnetzqualität, erscheint 
tatsächlich ein massiver Ausbau der Über-
tragungsnetze erforderlich. Aktuell sind 
bereits 1877 Kilometer neue Hochspan-
nungsleitungen in Planung, von denen 
352 Kilometer bereits gebaut wurden.78 
Diese sind häufig aufgrund der Tatsache, 
dass hierfür neue Trassen ausgewiesen 
werden müssen, und aufgrund der hohen 
Sichtbarkeit von Freileitungen stark um-
stritten. Möglicherweise könnte die Akzep-
tanz durch die Verlegung von Erdkabeln 
erleichtert werden, hiergegen werden die 
erhöhten Kosten ins Feld geführt. Aller-
dings sind die Kosten für den Ausbau und 
den Betrieb des Niederspannungsnetzes 
und gegebenenfalls den Austausch oder 
die Nachrüstung von Ortsnetztransforma-
toren sowie für die Ausrüstung der Trans-
formatoren mit Mess- und Überwachungs-
systemen mit erheblich höheren – etwa 
fünfmal so hohen – Kosten verbunden, wie 
in Abbildung 23 auf Basis von Daten der 
Bundesnetzagentur dargestellt. Der Aus-
bau in diesem Bereich vollzieht sich weit-
gehend unbemerkt, was überrascht, da 
diese Kosten über die Netzentgelte auf alle 
Verbraucher umgelegt werden. Die Domi-
nanz der Übertragungsnetze in der öffent-
lichen Diskussion lässt somit eine kosten-
intensive Maßnahme (etwa ein Drittel der 
Einspeisevergütung nach EEG im Jahre 
2013) in den Hintergrund treten, obwohl 
an anderer Stelle – EEG – die Kosten in-
tensiv diskutiert werden.

78 BNetzA 2014.

Abbildung 23: Investitionen und Aufwendungen im 
Übertragungsnetz und Verteilnetz.79 Diese Beträge 
werden über die Netzentgelte vom Stromverbraucher 
bezahlt.

79

Gegenwärtig beträgt der Anteil der 
Netzentgelte am Strompreis rund 5,38 
€ct/kWh, ca. 20 Prozent des Haushalts-
strompreises (2012) von 26,053 €ct/kWh, 
vergleiche hierzu auch Abbildung 8.80 

Fazit 
Durch die hohe öffentliche Aufmerksam-
keit und Sichtbarkeit von Übertragungs-
leitungen stehen diese beim Netzausbau 
im Zentrum der öffentlichen Diskussion. 
Dass der Ausbau des Verteilnetzes deut-
lich höhere Kosten verursacht, wird, trotz 
intensiver Diskussion um die Kosten der 
Energiewende, dagegen kaum thema-
tisiert. Die Ausgestaltung der Übertra-
gungsleitungen als Erdkabel könnte die 
Akzeptanz erleichtern, die Kosten, bezo-
gen allein auf das Übertragungsnetz, wür-
den dadurch stark ansteigen.

79 BNetzA/BKartA 2013.
80 BDEW 2013-1.
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Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
Keine speziellen Eff ekte.

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
Förderung der Wind- und Photovoltaikanlagen mit Einspeisevorrang.

3. Tarife/Kostenallokati on
 a. Netzkosten werden per Umlage von allen Verbrauchern in Abhängigkeit des Verbrauchs bezahlt. 
  Dezentrale Struktur bedingt stärkeren Ausbau.
 b. Hohe Kosten des Verteilnetzausbaus werden aufgrund Fokussierung der Diskussion auf

 Übertragungsleitungen nicht themati siert.

4. Bilanzraum
Keine speziellen Eff ekte.

5. Kopplung Energiepreise
Keine speziellen Eff ekte.

6. Speicherbarkeit
Keine speziellen Eff ekte.

7. Rebound
Keine speziellen Eff ekte.

Abbildung 24: Schemati sche Darstellung der Auswirkungen des Bedarfs an zusätzlichem Netzausbau durch zuneh-
mende Dezentralität in der Stromerzeugung auf das energiepoliti sche Zieldreieck. Es führt in der Übergangsphase 
zu einer schlechteren Systemstabilität und generell zu höheren Kosten für den Endverbraucher (nach innen gerichte-
te, rote Pfeile). Die anderen Ziele werden nicht beeinfl usst.
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5.10  Elektromobilität führt nicht zu 
einer Erhöhung der CO2-Emissi-
onen im Stromsektor

Maßnahmen und intendierte Wirkung
Durch verschiedene Maßnahmen soll der 
Umstieg des motorisierten Individual-
verkehrs von konventionellen Antrieben 
(Otto- und Dieselmotoren) auf alterna-
tive, insbesondere elektrische Antriebs-
technologien gefördert werden. Dies führt 
– entgegen häufig geäußerter anderslau-
tender Aussagen – tatsächlich zu einer 
Verminderung der CO2-Emissionen des 
Verkehrssektors.

Tatsächlicher Effekt
Der intendierte Effekt tritt tatsächlich ein. 
Jedoch nicht, weil der verwendete Strom 
an sich CO2-emissionsfrei wäre, sondern 
weil der Stromsektor durch seine Teilnah-
me am europäischen Emissionshandels-
system (ETS) zusammen mit den anderen 
Sektoren eine gedeckelte Gesamtmenge 
emittiert. Im Gegensatz dazu nimmt der 
motorisierte Individualverkehr nicht an 
dem ETS teil und seine Emissionen fallen 
zusätzlich zu den gedeckelten Emissionen 
des ETS an.

Erläuterung
Elektromobilität wird häufig als die Zu-
kunft des individuellen motorisierten Per-
sonenverkehrs gesehen. Es gibt es immer 
noch Vorbehalte bezüglich der Reichweite 
von batterie- und brennstoffzellenbetrie-
benen Fahrzeugen und viele technische 
Hürden für eine flächendeckende Imple-
mentierung. In der folgenden Betrach-
tung spielen diese technischen Hürden 
keine Rolle.

In Deutschland waren 2013 rund 
43,4 Millionen benzin- und dieselbetrie-
bene PKW registriert.81 Von diesen Fahr-
zeugen wurde eine durchschnittliche jähr-
liche Fahrleistung von 14.000 Kilometern 

81 KBA 2014.

erbracht.82 Dabei lag der Durchschnitts-
verbrauch bei Fahrzeugen mit Ottomoto-
ren bei 7,9 l pro 100 Kilometer, während 
dieselbetriebene Fahrzeuge 6,7 l pro 100 
Kilometer verbrauchten.83 Im Laufe des 
Jahres 2011 stieß der durchschnittliche 
PKW damit 2,617 t CO2 aus, was 181,7 g 
CO2 pro Kilometer entspricht.

Im Gegensatz zu dem Gesamtbe-
stand sind Neuwagen schon erheblich 
effizienter. Sie haben einen geringeren 
Normverbrauch von durchschnittlich nur 
6,3 l (Benziner) beziehungsweise 5,5 l 
(Diesel) und 2011 einen durchschnittli-
chen CO2-Ausstoß von 146,1 g CO2 pro Ki-
lometer.84 

Welche Potenziale ergeben sich durch einen 
Wechsel zu anderen Antriebstechnologien?
Die Anzahl der nicht-konventionell be-
triebenen PKW in Deutschland ist ge-
ring. 2013 waren 494.777 (1,1 Prozent des 
Gesamtbestandes) flüssiggasbetriebene 
Fahrzeuge, 76.284 (0,2 Prozent) erd-
gasbetriebene Fahrzeuge, 64.995 (0,01 
Prozent) Hybridfahrzeuge und nur 7.114 
(0,016 Prozent) rein elektrisch betriebene 
Fahrzeuge registriert.85 Brennstoffzellen-
betriebene Fahrzeuge sind nur in geringer 
Zahl im Betrieb und wurden nicht geson-
dert erfasst. 

Die Abschätzung wird auf Basis ei-
nes aktuellen Fahrzeugs, das in verschie-
denen Antriebsvarianten auf dem Markt 
erhältlich ist, vorgenommen. Dabei wird 
davon ausgegangen, dass die nicht-kon-
ventionell betriebenen Fahrzeuge in der 
gleichen Form verwendet werden, wie 
dies gegenwärtig für benzin- und die-
selbetriebene Fahrzeuge der Fall ist. Als 
Referenzfahrzeug dient der VW-up, ein 
Kleinwagen, der als Benziner86, als erd-
gasbetriebenes Fahrzeug87 oder elektrisch 

82 ADAC 2014.
83 BMWi 2014.
84 Ebd.
85 KBA 2014.
86 Volkswagen 2013-1.
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angetrieben88 erhältlich ist. Die relativen 
Verbrauchswerte und Emissionen werden 
auf den Verbrauchswert eines konventio-
nellen Neuwagens linear skaliert und so 
ein hypothetischer elektrisch betriebener 
Neuwagen als Referenz erstellt. Für brenn-

stoffzellenbetriebene Fahrzeuge wird der 
Hyundai ix35 als Referenzfahrzeug ver-
wendet.89 Er wird gegenwärtig in Kleinse-
rie produziert und steht bisher nicht zum 
Verkauf, sondern wird an spezielle Kun-
den unter Sonderbedingungen geleast. 

Tabelle 3: Übersicht der verwendeten Verbrauchs- und Emissionswerte.

Tabelle 4: Energieverbrauch und CO2-Emissionen für eine Million zugelassener Fahrzeuge unterschiedlicher 
Antriebstechnologie.

Fahrzeugvariante VW-up 
(Benzin)

VW eco-up 
(Gas)

VW E-up 
(elektrisch)90, 91

Hyundai ix35 
Benzin

Hyundai ix35 
FCEV

Normverbrauch 
[1/100 km] 4,1 l 4,4 m3 (2,9 kg) 11,7 kWh 

(13,0 kWh) 6,8 l 0,95 kg

CO2-Emissionen 
[gCO2/km] 95 79 0 (74) 158 0 (271)

Skalierter Neuwagen 
Normverbrauch 
[1/100 km]

6,3 l 6,8 m3 (4,5 kg) 18,0 kWh 
(20,0 kWh) 6,3 l 0,88 kg

Skalierter Neuwagen 
CO2-Emissionen 
[gCO2/km]

146 121 0 (114) 146 0 (251)

Preis [€]92 11.175 13.750 26.900 20.000 n/a

Zulassung 1 Mio. 
Neuwagen

Konventionelle 
Antriebstechnik

Erdgas betrie-
bene Fahrzeuge

Elektro-
fahrzeuge93 

Brennstoff-
zellenfahrzeuge

Hyundai ix35 
FCEV

Energie für die 
jährliche Fahr-
zeugleistung

882 Mio. l 
Kraftstoff

947 Mio. m3 
Erdgas

(676 Mio. kg)

2.5 TWh
(2,8 TWh) 

Strom
6.2 TWh 0,95 kg

CO2-Emissionen 2.04 Mio. t CO2 1.85 Mio. t CO2

0 (1.59) Mio. 
t CO2

0 (3.51) Mio. 
t CO2

0 (271)

8788

Auf Basis dieser Werte lässt sich 
abschätzen, welchen Effekt die Zulassung 
von einer Million Fahrzeugen der ver-
schiedenen Fahrzeugvarianten hätte. 

Alleine durch einen Umstieg auf 
alternative Antriebstechnologien könnte 
eine beachtliche Menge an CO2-Emissio-
nen im Verkehr vermieden werden. Der 
Umstieg von Ottokraftstoff auf Erdgas 
reduziert die kraftstoffgebundenen CO2-
Emissionen um 9 Prozent. 

87 Volkswagen 2013-2.
88 Volkswagen 2013-3.

8990919293

Unter der Annahme, dass die Um-
wandlungsverluste durch die Wandlungs-
kette bis zum Elektromotor rund 10 Pro-
zent betragen, so würde die Versorgung 
von einer Million batteriebetriebener 
Elektrofahrzeuge aus dem Stromnetz eine 
Bereitstellung von 2,8 TWh (0,5 Prozent 

89 Hyundai 2014-1; Hyundai 2014-2.
90 Der erste Wert gilt fahrzeugseitig, der zweite netzseitig 

unter der Berücksichtigung von 10 Prozent Wandlungs-
verlusten.

91 UBA 2013. Für die Berechnung der kraftwerksseitigen 
CO2-Emissionen werden 570 gCO2/kWh zugrundegelegt.

92 Gemäß Preisliste (2014): VW-up Model move-up 
5-Gang, Bluemotion technology, Hyundai ix35 Fifa 
World cup edition 1.6.

93 Der erste Wert gilt fahrzeugseitig, der zweite netzseitig 
unter der Berücksichtigung von 10 Prozent Wandlungs-
verlusten.
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des Nettostromverbrauchs94 in Deutsch-
land 2011) erfordern.95 Zur Bereitstellung 
dieser Strommenge fallen bei dem gegen-
wärtigen Strommix (2011) 1,6 Millionen 
Tonnen CO2 an CO2-Emissionen an. Das 
wäre bereits eine beträchtliche Einspa-
rung gegenüber den konventionellen An-
triebstechnologien von 22 Prozent.

Für  brennstoffzellenbetriebene 
Fahr zeuge liegen die Verluste in der 
Wandlungskette deutlich höher. Die Elek-
trolyse von Wasser zur Bereitstellung 
von Wasserstoff hat einen Wirkungsgrad 
von rund 70 Prozent.96 Weiterhin erfolgt 
die Umwandlung des Wasserstoffs in der 
Brennstoffzelle mit einem Wirkungsgrad 
von gegenwärtig maximal rund 60 Pro-
zent.97 Die Versorgung von einer Million 
brennstoffzellenbetriebener Fahrzeuge 
aus dem Stromnetz würde eine Bereit-
stellung von 6,2 TWh (1,2 Prozent des 
Nettostromverbrauchs in Deutschland 
2011) erfordern. Zur Bereitstellung dieser 
Strommenge fallen bei dem gegenwärti-
gen Strommix (2011) 3,5 Millionen Ton-
nen CO2 als Emissionen an. Dies wären 
höhere Emissionen als bei konventionel-
len Antriebstechnologien. 

Unter der Berücksichtigung des 
ETS-Mechanismus (Kapitel 3.1), an dem 
die Stromerzeuger teilnehmen, nicht jedoch 
der motorisierte Individualverkehr, werden 
durch die Elektromobilität keine zusätzli-
chen Emissionen über die mit Zertifikaten 
abgesicherte und mit einem Cap versehene 
Menge freigesetzt. Die Elektromobilität hat 
damit das Potenzial, eine wesentliche Redu-
zierung von CO2-Emissionen aus dem Ver-
kehrssektor zu bewirken. Dies erfolgt durch 
Einbeziehung des elektromobilen (batterie- 
oder brennstoffzellenbetriebenen) Teils des 
Verkehrssektors in das ETS-System. 

94 Nettostromverbrauch in Deutschland (2011): 524 TWh; 
CO2-Emissionen in Deutschland (2011): 1083 Millionen 
tCO2.

95 BMWi/BMU 2012.
96 DVGW 2013.
97 Honda 2014.

Als Folge einer fortschreitenden 
Elektromobilisierung sollten die Preise 
für Emissionszertifikate eher ansteigen. 
Wenn erhebliche Strommengen abgenom-
men werden würden, käme es unter Um-
ständen zu einer signifikanten Verknap-
pung der Zertifikate und damit zu einem 
signifikanten Preisanstieg. Eine vollstän-
dige Umstellung des gegenwärtigen PKW-
Bestandes auf elektrobetriebene Fahrzeu-
ge auf Basis der obigen Annahmen würde 
zu einem zusätzlichen Nettostrombedarf 
von rund 23 Prozent (batteriebetriebene 
Fahrzeuge) beziehungsweise 50 Prozent 
(brennstoffzellenbetriebene Fahrzeuge) 
und zu einer unmittelbaren Reduzierung 
von CO2-Emissionen im Umfang von 90 
Millionen Tonnen führen (rund 8 Prozent 
der deutschen CO2-Emissionen 2011).98 

Fazit
Die Umstellung der PKW-Flotte auf bat-
terie- oder brennstoffzellenbetriebene 
Fahrzeuge führt zu einer Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen, da Emissionen, 
die im Zusammenhang mit der Elektro-
mobilität anfallen, unter dem ETS in 
Europa gedeckelt sind. Weiterhin haben 
batterie- oder brennstoffzellenbetriebene 
Fahrzeuge keine zusätzlichen schädlichen 
Emissionen, wie zum Beispiel Feinstaub. 

Gegenwärtig werden strategische 
Mengen an Kraftstoffen per Gesetz vorge-
halten. Dies ist für Strom beim gegenwär-
tigen Stand der Technik nicht möglich. 
Ein großflächiger Netzausfall würde bei 
der geringen Reichweite der batteriebe-
triebenen Elektrofahrzeuge schnell zu ei-
nem Zusammenbruch der individuellen 
motorisierten Mobilität führen. Ande-
rerseits könnten die batteriebetriebenen 
Fahrzeuge prinzipiell als delokalisierte 
Speicher eingesetzt werden und so das 
Stromnetz stabilisieren. Inwieweit dies 
technisch umzusetzen ist und von den 
Nutzern akzeptiert wird, ist unklar.

98 Nettostromverbrauch in Deutschland (2011): 524 TWh; 
CO2-Emissionen in Deutschland (2011): 1083 Millionen 
tCO2.
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Batteriebetriebene Elektrofahrzeuge 
sind in der Anschaffung deutlich teurer als 
konventionell betriebene Fahrzeuge. Dieser 
Nachteil wird auch nicht in der angenom-
menen Lebensdauer von acht Jahren durch 
die geringeren Energiekosten kompensiert. 
In dem obigen Zahlenbeispiel der VW-up-
Modellreihe belaufen sich die Anschaf-
fungskosten zuzüglich der Kraftstoffkosten 
(nominal, Preise von 2012) auf 19.000 Euro 
für das benzinbetriebene Fahrzeug, auf 
16.000 Euro für erdgasbetriebene Fahrzeu-
ge und auf 31.000 Euro für das batteriebe-
triebene Elektrofahrzeug.99 

Hinweise
Die Abhängigkeit von den Lieferanten 
der Energierohstoffe variiert je nach An-
triebstechnologie. Die Energierohstoffe 

99 Gemäß Preisliste (2014): VW-up Model move-up 
5-Gang, Bluemotion technology, Hyundai ix35 Fifa 
World cup edition 1.6.

werden auf dem Weltmarkt gehandelt 
und sind preislich aneinander gekoppelt. 
Die Abschätzung des Effekts beim Einsatz 
von Brennstoffzellenfahrzeugen ist nur 
dann gültig, wenn der Wasserstoff durch 
Elektrolyse bereitgestellt wird und nicht – 
wie heute fast ausschließlich – durch Re-
formierung fossiler Energieressourcen.100

Die Materialzusammensetzung von 
elektrisch betriebenen Fahrzeugen un-
terscheidet sich wesentlich von konven-
tionellen. Konsequenter Leichtbau führt 
zu einer Reduzierung des Eisen-/Stahl-
anteils zugunsten von Buntmetallen und 
sonstigen Werkstoffen. Die große Batterie 
führt zur Verwendung von deutlich mehr 
Sondermetallen als im konventionellen 
Fahrzeugbau.

100 Interessanterweise fallen auch die Emissionen, die 
durch Reformierungen anfallen, unter das ETS. Streng 
genommen würde die obige Argumentationslinie also 
auch für Kraftstoffe, die über Umwandlungen mit 
Wasserstoff aus fossilen Quellen hergestellt werden, 
gelten. Auch dies wäre ein Weg, den kraftstoffbetriebe-
nen Verkehrssektor in das ETS zu integrieren.

 
Übersicht über die wirkenden Mechanismen

1. Europäisches Emissionshandelssystem
Gedeckelte Gesamtemissionen von Kraftwerken im ETS. 

2. Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG)
Keine speziellen Effekte.

3. Tarife/Kostenallokation
Keine speziellen Effekte.

4. Bilanzraum
Individueller Personenverkehr auf Basis von Kraftstoffen ist außerhalb des ETS. Seine Emissionen 
fallen daher zusätzlich zu den gedeckelten Emissionen des ETS an.

5. Kopplung Energiepreise
Die Verknüpfung der Energiepreise macht die verschiedenen Antriebsoptionen prinzipiell mit-
einander vergleichbar. Eine erhöhte Nachfrage durch batterie- oder brennstoffzellenbetriebene 
Fahrzeuge senkt den Preisdruck auf konventionelle Kraftstoffe.

6. Speicherbarkeit
Batterien haben eine geringere Speicherdichte als Kraftstoffe, was sich in der reduzierten Reich-
weite der batterie-elektrisch betriebenen Fahrzeuge niederschlägt.

7. Rebound
Keine speziellen Effekte.
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Abbildung 25: Bewertung des Umsti egs auf Elektromobilität bezüglich des energiepoliti schen Zieldreiecks. Die 
Bezahlbarkeit für den Endverbraucher verschlechtert (nach innen gerichtete, rote Pfeile) sich, da batt erie- oder 
brennstoff zellenbetriebene Fahrzeuge mit deutlich höheren Investi ti onskosten verbunden sind als konventi onelle. 
Die Systemstabilität im Energiesystem nimmt ab, da die Abhängigkeiten auf eine Energieform (Strom) fokussiert 
werden. Die Verfügbarkeit der Energierohstoff e hingegen verbessert (nach außen gerichtete, grüne Pfeile) sich, da 
Kohle Öl ersetzt. Der positi ve Beitrag zum Klimaschutz entsteht durch die Einbindung des elektromobilen Sektors 
in das ETS. Für den Ressourcenschutz und die Wett bewerbsfähigkeit der Industrie entstehen keine nennenswerten 
Auswirkungen.

Klimaschutz 

Klima- und
Umweltverträglichkeit

Ressourcenschutz

Systemstabilität

Versorgungssicherheit

Verfügbare
Energierohstoff e

Bazahlbarkeit für
den Endverbraucher

Wirtschaft lichkeit/
Bezahlbarkeit

Wett bewerbsfähigkeit
der Industrie

Klima- und
Umweltverträglichkeit

Versorgungssicherheit



62 Fazit

6. Fazit

Das Energiesystem stellt in seiner Kom-
plexität hohe Ansprüche an eine gezielte 
Steuerung. Dabei sind die Wechselwir-
kungen der verschiedenen Mechanismen 
häufig subtil und nicht immer einfach 
vorhersehbar oder im Voraus quantita-
tiv abschätzbar. Umso wichtiger ist eine 
möglichst genaue Analyse der verschie-
denen Wirkmechanismen, auch in Kom-
bination miteinander, um die durch einen 
Eingriff hervorgerufenen Effekte besser 
vorhersagen zu können. Eine Prognose 
der Wirkung von Eingriffen muss diese 
Effekte und die Interaktion zwischen den 
verschiedenen Akteuren berücksichtigen. 

Die Förderung der erneuerbaren 
Energien im Stromsektor über das EEG 
mit dem Ziel, eine langfristig nachhaltige-
re Stromversorgung zu etablieren und die 
Treibhausgasemissionen des Stromsek-
tors zu reduzieren, hat zu einem starken 
Ausbau der erneuerbaren Stromerzeu-
gungskapazitäten und einem starken An-
stieg der eingespeisten Strommenge aus 
erneuerbaren Quellen geführt.

Während sich das EEG im Wesent-
lichen auf die Stromerzeugung richtet, hat 
es aber auch Auswirkungen auf den Wär-
mesektor. Die Erhöhung der Stromkos-
ten durch die Förderung des EEG führt 
zu einer Veränderung der Kostenstruktur 
von strombasierten Wärmetechnologien 
gegenüber den Alternativen, wie Gas, Öl 
oder Fernwärme.

Für die deutsche Industrie ist diese 
Entwicklung ambivalent. Zum einen füh-
ren höhere Energiepreise zu einer schwie-
rigeren Wettbewerbsposition, zum ande-
ren hat sich ein neuer Markt mit neuen 

Perspektiven und Entwicklungsmöglich-
keiten eröffnet, dessen Bedeutung jedoch 
kontrovers diskutiert wird.

Die angestrebte Reduzierung von 
Emissionen aus fossilen Kraftwerken 
wäre auf Basis des EEG prinzipiell mög-
lich. Dieser Effekt wird jedoch durch die 
Wechselwirkung mit dem breiter wirken-
den (sektoriell und räumlich) und damit 
übergeordneten Europäischen Emissions-
handel (ETS) verhindert. Im Rahmen des 
ETS werden die Treibhausgasemissionen 
der Mitgliedsländer (EU und EFTA) über 
das Prinzip „cap and trade“ kontrolliert. 
Durch die Deckelung der Gesamtemissi-
onen führen verstärkte Anstrengungen 
zur Emissionsminderung von einzelnen 
Marktteilnehmern nur zu einer Redu-
zierung des CO2-Zertifikatepreises, nicht 
aber der Emissionen innerhalb des Han-
delssystems.

Das EEG trägt daher trotz hoher 
Kosten für die Verbraucher nicht zum glo-
balen Klimaschutz bei, sondern führt nur 
zu einer Verlagerung der Emissionen in 
andere Sektoren und/oder Länder inner-
halb des ETS.

Der sich im ETS bildende CO2-Zerti-
fikatepreis setzt Anreize für Investitionen 
in emissionsärmere Technologien, wenn 
deren Differenzkosten kleiner sind als 
der CO2-Zertifikatepreis. Dies setzt jedoch 
eine rationale Preisbildung unter der Prä-
misse eines „knappen Gutes CO2-Emissi-
onszertifikate“ voraus. Aus verschiedenen 
Gründen ist diese Prämisse gegenwärtig 
nicht gegeben und das ETS übt aktuell 
keine Anreizfunktion für Investitionen in 
emissionsärmere Technologien aus.
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Neben einem generellen Überan-
gebot an Zertifikaten im ETS leistet auch 
der Ausbau der erneuerbaren Stromer-
zeugung durch das EEG einen Beitrag zu 
einem geringeren Zertifikatepreis, was 
die Entwicklung und Investition in emis-
sionsärmere Technologien erschwert. Die 
Deckelung der Gesamtemissionen im ETS 
verhindert im Prinzip nicht nur zusätzli-
che, sondern auch geringere Emissionen. 
Der gegenwärtige Überschuss an Zertifi-
katen und der niedrige Preis können je-
doch als Signal gewertet werden, dass der 
Deckel gegenwärtig nicht ausgeschöpft 
wird.

Das ETS hat prinzipiell das Po-
tenzial, einen Teil der realen volkswirt-
schaftlichen Kosten für die Energienut-
zung über die Emissionszertifikate in die 
Energiepreisbildung einfließen zu lassen 
und weitere Sektoren zu integrieren. Im 
Effekt kann damit ein gegenwärtig nicht 
regulierter Bilanzraum in einen regulier-
ten Bilanzraum überführt und so eine bes-
sere Vergleichbarkeit hergestellt werden. 
Mit einer Umstellung des motorisierten 
Individualverkehrs auf elektromobile 
Antriebssysteme würde zum Beispiel der 
Verkehrssektor insgesamt den gleichen 
Regeln innerhalb des ETS unterworfen.

Grundlegend für die mangelnde 
Konvergenz beider Wirkmechanismen ist, 
dass sie jeweils andere Bilanzräume ad-
ressieren. Die Förderung der erneuerba-
ren Energien im Kontext eines ETS kann 
nur dann die Widersprüche minimieren, 
wenn sich beide Strukturen im selben 
(europäischen) Bilanzraum entfalten und 
innerhalb des ETS ein funktionierender 
Markt – im Sinne von CO2-Zertifikaten als 
„knappes Gut“ – etabliert wird. 

Die nicht-konvergenten Bilanzräu-
me von EEG und ETS führen, zusammen 
mit den anderen dargestellten Mechanis-
men, zu beträchtlichen Verschiebungen 
finanzieller Lasten zwischen den Akteu-
ren: Sie werden zum großen Teil auf den 
Endverbraucher umgewälzt, der dieser 
Umlage nicht ausweichen kann. Eine gro-
ße politische Herausforderung liegt daher 
in der Frage, welche volkswirtschaftliche 
Kostenverteilung mit welcher betriebs-
wirtschaftlichen Gewinnverteilung sozial 
kompatibel ist und inwieweit die Maßnah-
men in dieser Richtung den gewünschten 
Effekt erzielen.
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Über das Akademienprojekt

Mit der Initiative „Energiesysteme der Zukunft“ geben acatech – Deutsche Akademie der Tech-
nikwissenschaften, die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina und die Union der 
deutschen Akademien der Wissenschaften Impulse für eine faktenbasierte Debatte über He-
rausforderungen und Chancen der Energiewende in Deutschland. Acht Arbeitsgruppen (AGs) 
bündeln fachliche Kompetenzen und identifizieren relevante Problemstellungen. Interdiszipli-
när zusammengesetzte Ad-hoc-Gruppen erarbeiten Handlungsoptionen zur Umsetzung einer 
sicheren, bezahlbaren und nachhaltigen Energiewende.

Auf Basis folgender Grundsätze stellt das Akademienprojekt System- und Orientierungswissen 
für Entscheidungen im Rahmen des Gemeinschaftswerks Energiewende bereit:

Die Energieversorgung unseres Landes ist ein komplexes System 

Rohstoffe und Ressourcen, Technologien, Ökonomie, Gesellschaft und Recht: Im Energiesys-
tem gibt es vielfältige, sektorübergreifende Wechselwirkungen. Werden sie nicht ausreichend 
berücksichtigt, können punktuelle Eingriffe paradoxe und unbeabsichtigte Folgen haben. Ein 
umsichtiger Umbau der Energieversorgung braucht daher Systemverständnis. Dieses muss ge-
meinschaftlich und mit höchstem wissenschaftlichem Anspruch erarbeitet werden. Den Mas-
terplan für die Energiewende kann es jedoch nicht geben. Die Energiewende bedeutet nämlich 
die stetige Transformation des Energiesystems in all seiner Dynamik. 

Der Sinn der Energiewende ist Nachhaltigkeit 

Daher müssen wir uns darauf verständigen, welche Kriterien für eine nachhaltige Energiever-
sorgung gelten sollen und wie Fortschritte in Richtung Nachhaltigkeit gemessen werden kön-
nen. Im Energiekonzept der Bundesregierung bilden Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit 
und Umweltverträglichkeit das Zieldreieck einer nachhaltigen Energieversorgung. Sozialver-
träglichkeit und Gerechtigkeit müssen angemessen berücksichtigt werden. Um festzustellen, 
ob diese Ziele gleichwertig oder unterschiedlich zu gewichten sind, braucht das Land eine Wer-
tediskussion und gute Verfahren für den Umgang mit Wertekonflikten. 

Wissenschaft erarbeitet Gestaltungsoptionen 

Auf Basis wissenschaftlich fundierter Gestaltungsoptionen können Akteure aus Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft sachlich begründete, ethisch verantwortbare und politisch umsetz-
bare Entscheidungen treffen. Im Unterschied zu Handlungsempfehlungen, die einen bestimmten 
Vorschlag in den Mittelpunkt rücken, beschreiben Optionen, mit welchen Konsequenzen zu rech-
nen ist, wenn man sich für das eine oder andere Vorgehen entscheidet. So kann Wissenschaft 
aufzeigen, welche Vor- und Nachteile nach dem besten Stand des Wissens mit jeder Lösung 
verbunden sind. Der Umgang mit Zielkonflikten und der immer verbleibenden Unsicherheit im 
Entscheidungsprozess aber ist eine politische Aufgabe, die im Dialog mit den gesellschaftlichen 
Gruppen zu bewältigen ist. 
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